
Immer  noch  in  vollem  Gang:
Ukrainekrise  &  Bürgerkrieg  –
Ein Kurzupdate
Der Bürgerkrieg in der Ukraine, der sich im Mai 2014 aus dem Sturz der
ehemaligen Janukowitsch-Regierung entwickelt hat, wird weiter mit Härte
geführt und hat eine traurige Bilanz: mindestens 5600 Tote, über eine halbe
Millionen  Geflüchteter  und  eine  in  der  Ostukraine  massiv  zerstörte
I n f r a s t r u k t u r .  M e r  d a z u  h i e r :
http://www.onesolutionrevolution.de/international/zusammenfassung-und-aus
sicht-des-ukraine-konflikt/

Interessen

Die Motive der Parteien sind dabei die selben geblieben. Der Versuch der
europäisch-ausgerichteten ukrainischen Oligarchie und der EU Zugriff auf
die Märkte des jeweils anderen zu bekommen, hat einen durch Mithilfe von
Faschisten errungenen Regierungswechsel erwirkt. Die USA hat dabei ein
besonderes Interesse Russland zu schwächen und Europa zu spalten, deshalb
tritt  sie  sehr  viel  aggressiver  als  Europa  auf,  welches  auch  um  die
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Russland bangt.

Bisher  hat  die  deutsche  Bourgeoisie  teilweise  zähneknirschend  die
Sanktionierungspolitik  mitgetragen.  Eine  Folge  ist  z.B.  dass  deutsche
Exporte seit dem Verhängen der Sanktionen um 18% zurückgegangen sind.

Die  USA  haben  in  der  Ukraine  geostrategische  und  wirtschaftliche
Interessen. Zum einen ist es gelungen, den NATO-Einfluss weiter gen Osten
zu  verschieben,  zum  anderen  bringt  man  das  Land  mittels  IWF  in
Abhängigkeit – beides Institutionen, bei welchen die USA im Wesentlichen
tonangebend ist. Auch der Aufbau einer schnellen Eingreiftruppe und von
Militärbasen  im  Baltikum  und  Osteuropa  zeigen  deutlich  wie  sehr  der
westliche Imperialismus seine Messer wetzt.

https://onesolutionrevolution.de/im-noch-in-vollem-gang-ukrainekrise-buergerkrieg-ein-kurzupdate-2/
https://onesolutionrevolution.de/im-noch-in-vollem-gang-ukrainekrise-buergerkrieg-ein-kurzupdate-2/
https://onesolutionrevolution.de/im-noch-in-vollem-gang-ukrainekrise-buergerkrieg-ein-kurzupdate-2/
http://www.onesolutionrevolution.de/international/zusammenfassung-und-aussicht-des-ukraine-konflikt/
http://www.onesolutionrevolution.de/international/zusammenfassung-und-aussicht-des-ukraine-konflikt/


Russland,  ein  ebenso  imperialistischer  Akteur  wie  die  EU und die  USA,
versucht auch einen Teil des Kuchens abzubekommen. Die Angliederung der
Krim und und die Unterstützung der russisch-nationalistischen Führung in
der Ostukraine drücken das deutlich aus. Russland ist ein sehr schwacher
Imperialist  und muss um seine schwindende Machtstellung kämpfen,  hat
aber ein hohes militärisches Potential. Um die Wirtschaft steht es schlecht.
Der sinkende Ölpreis,  die Abwertung des Rubels und die Sanktionen des
Westens begünstigen Kapitalflucht und lassen einen Wirtschaftseinbruch von
bis  zu  5,5  % für  das  Jahr  2016 voraus  sagen.  Auch deswegen versucht
Moskau nun eine verstärkte Zusammenarbeit mit aufsteigenden chinesischen
Imperialismus.

Krieg im Osten

Der  stark  industriell  geprägte  Osten  des  Landes  hätte  unter  der
Marktöffnung in Richtung EU stark gelitten und stellte sich gegen die neue
Regierung aus Neoliberalen, Konservativen und Faschisten, worauf diese mit
Krieg reagierte.

Nach offenem Ausbruch der Krieges drängten beide Konfliktparteien auf eine
militärische  Lösung der  Krise.  Die  unzähligen Friedensverhandlungen im
letzten Jahr wurden beiderseits aus taktischen Gründen geführt, um sich für
ein  Wiederaufflammen  der  Kämpfe  zu  wappnen.  Auch  die  jüngsten
Verhandlungen wurden durch Nichterscheinen der Kiewer Zentralregierung
in Minsk unterbrochen.

Die  westlichen  Imperialisten  unterstützen  Kiew  dabei  ganz  offen.
Ausbildungskräfte für Militär und Polizei, sowie Waffenlieferungen wurden
ins Auge gefasst. Militärisches Material, sowie Munition wurde bereits von
den USA, bzw. von England geliefert.

Außerdem gibt  es  Hinweise  auf  die  Anwesenheit  von US-amerikanischen
Söldnern und Militärberatern. Vorrangig wird aber mit Krediten und einer
engen wirtschaftliche Zusammenarbeit gelockt. Auf der anderen Seite wird
Russland immer wieder  eine  Unterstützung der  russisch-nationalistischen
Führung der Aufständischen im Osten vorgeworfen, was sicherlich richtig ist.



Unterdessen  ist  die  ukrainische  Armee,  genauso  wie  die  Wirtschaft,
weiterhin in einem völlig desolaten Zustand. Zuletzt hatte die ukrainische
Armee  an  Boden  verloren.  Der  Kessel  um  Debalzewe,  einer  strategisch
wichtigen  Stadt  zwischen  Donezk  und  Lugansk  wurde  nun  von
ostukrainischen  Kräften  eingenommen.

Am 12.2.2015 wurde wieder ein Waffenstillstand beschlossen, der zu dem
Frontverlauf vom 19.9.2014 zurückkehren würde, außerdem sollen Waffen
abgezogen  und  Gefangene  ausgetauscht  werden,  allerdings  ist  die
Waffenruhe  auch  beiderseits  enorm  brüchig.

Krise im Westen

Kriegssteuern  und  vom  Westen  verordnete  Haushaltskürzungen  machen
derweil der Bevölkerung auf Kiew’s Seite zu schaffen. Junge Männer fliehen
in Scharen vor dem Einzugsbefehlen zur Armee in die Nachbarländer. Wer
genug  Geld  hat  kann  sich,  bald  sogar  ganz  offiziell,  freikaufen.  Die
Eingezogenen sind schlecht ausgebildet und ausgerüstet. Sie desertieren oft
und  fliehen  vor  den  Kämpfen.  Deshalb  werden  loyale  faschistische
Freiwilligenbataillone hinter der Front aufgestellt  um mit „Waffengewalt“
gegen Deserteure vorzugehen (1). Mit anderen Worten, die Hinrichtung für
Wehrdienstverweigerung  ist  möglich.  Als  Kerntruppe  der  ukrainischen
Armee bauen die  Faschisten  weiter  ihre  Machtstellung  aus.  Waffen  und
Munition  werden  ins  Hinterland  geschafft,  gegen  die  Auflösung  ihrer
Strukturen wird in der Hauptstadt randaliert. Offene Neonazis werden in
Polizei, Militär und Politik integriert, wie z.B. der Chef der Nationalgarde,
also  der  Zusammenfassung  der  rechtsextremen Milizen,  ein  gestandener
Faschist, auf den Posten des Verteidigungsministers gehoben wurde.

Eine fortschrittliche Lösung der Krise kann im Osten der Ukraine durch
einen  starken  antifaschistischen  Widerstand  und  der  internationalen
Unterstützung von diesem erreicht werden. Linke Elemente, wie Enteignung
von  Betrieben  und  Banken,  sowie  Selbstverwaltungsstrukturen  müssen
erweitert  werden.  So  kann  der  Widerspruch  zwischen  bürgerlich-
nationalistischer Führung und der progressiveren Basis aus Arbeitern und
Soldaten intensiviert werden. Es muss ein politischer Kampf um eine neue



Führung, die keine Handlanger der Imperialisten hofiert, sondern sich auf
die  Organe  der  Arbeiter_Innen  wie  Milizen  und  Räte  gründet,  geführt
werden.

Im  Westen  der  Ukraine  kann  wiederum die  Macht  von  Oligarchen  und
Faschisten mit militanten Arbeiter_Innenstreiks gebrochen werden.

Wir unterstützen das Selbstbestimmungsrecht aller im Konflikt beteiligten
Nationalitäten  und  stellen  uns  klar  gegen  die  Unterdrückung  russischer
Bevölkerungsteile durch die Kiewer Regierung.

Wir  sagen aber  auch,  dass  die  Arbeiter_Innenklasse  in  der  Ukraine  den
Kampf nur für sich gewinnen kann,  wenn sie sich nicht  in russisch und
ukrainisch spalten lässt, sondern gemeinsam gegen den Imperialismus und
die  Herrscher  kämpft.  Dringend  wird  hier  auch  die  Etablierung  eines
revolutionären Übergangsprogramms und einer entsprechenden Partei, die
Einheitsfrontangebote  an  die  organisierte  Arbeiter_Innenklasse  richtet,
gebraucht.

Ein Artikel von Henry Schmidt, REVOLUTION Fulda

1 :
http://www.focus.de/politik/ausland/ukraine-krise/gesetz-1762-der-rada-vom-
18-januar-2015-ukraine-krise-kommentar_id_6200907.html
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abgezogen  und  Gefangene  ausgetauscht  werden,  allerdings  ist  die
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Krise im Westen

Kriegssteuern  und  vom  Westen  verordnete  Haushaltskürzungen  machen
derweil der Bevölkerung auf Kiew’s Seite zu schaffen. Junge Männer fliehen
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und  fliehen  vor  den  Kämpfen.  Deshalb  werden  loyale  faschistische
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Armee bauen die  Faschisten  weiter  ihre  Machtstellung  aus.  Waffen  und
Munition  werden  ins  Hinterland  geschafft,  gegen  die  Auflösung  ihrer
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also  der  Zusammenfassung  der  rechtsextremen Milizen,  ein  gestandener
Faschist, auf den Posten des Verteidigungsministers gehoben wurde.

Eine fortschrittliche Lösung der Krise kann im Osten der Ukraine durch
einen  starken  antifaschistischen  Widerstand  und  der  internationalen
Unterstützung von diesem erreicht werden. Linke Elemente, wie Enteignung
von  Betrieben  und  Banken,  sowie  Selbstverwaltungsstrukturen  müssen
erweitert  werden.  So  kann  der  Widerspruch  zwischen  bürgerlich-
nationalistischer Führung und der progressiveren Basis aus Arbeitern und
Soldaten intensiviert werden. Es muss ein politischer Kampf um eine neue
Führung, die keine Handlanger der Imperialisten hofiert, sondern sich auf
die  Organe  der  Arbeiter_Innen  wie  Milizen  und  Räte  gründet,  geführt
werden.

Im  Westen  der  Ukraine  kann  wiederum die  Macht  von  Oligarchen  und
Faschisten mit militanten Arbeiter_Innenstreiks gebrochen werden.

Wir unterstützen das Selbstbestimmungsrecht aller im Konflikt beteiligten



Nationalitäten  und  stellen  uns  klar  gegen  die  Unterdrückung  russischer
Bevölkerungsteile durch die Kiewer Regierung.

Wir  sagen aber  auch,  dass  die  Arbeiter_Innenklasse  in  der  Ukraine  den
Kampf nur für sich gewinnen kann,  wenn sie sich nicht  in russisch und
ukrainisch spalten lässt, sondern gemeinsam gegen den Imperialismus und
die  Herrscher  kämpft.  Dringend  wird  hier  auch  die  Etablierung  eines
revolutionären Übergangsprogramms und einer entsprechenden Partei, die
Einheitsfrontangebote  an  die  organisierte  Arbeiter_Innenklasse  richtet,
gebraucht.

Ein Artikel von Henry Schmidt, REVOLUTION Fulda

1 :
http://www.focus.de/politik/ausland/ukraine-krise/gesetz-1762-der-rada-vom-
18-januar-2015-ukraine-krise-kommentar_id_6200907.html

Troika  abgewählt  –  Solidarität
mit  der  griechischen
Bevölkerung!
Die Wahl Syrizas an die griechische Regierung  und die Koalition mit
der  rechtspopulistischen  ANEL  haben  zu  einer  kontroversen
Diskussion in der europäischen Linken geführt. Wie zur Regierung
stehen? Was müssen wir jetzt tun? – Das sind die jetzt brennenden
Fragen.

Wir  veröffentlichen in diesem Zusammenhang eine Stellungnahme
der  Neuen  antikapitalistischen  Organisation   (NaO)  Berlin,  an
welcher  sich  auch  REVOLUTION  beteiligt  und  laden  alle
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Interessierten  zur  Diskussion  zu  diesem  Thema  ein.

Zusätzlich  empfehlen  wir  noch  diesen  Artikel  der  Gruppe
Arbe i te rmacht :
http://www.arbeitermacht.de/ni/ni196/griechenland.htm

Ersatzlose  Streichung  der  Schulden  –  keine  Zugeständnisse  an
Merkel/EU!

nao-prozess.de

Die  Abwahl  der  Troika-Regierung  hat  innerhalb  weniger  Tage  zu  einer
massiven Zuspitzung der politischen Krise der EU geführt. Mit deutlicher
Mehrheit hat die griechische ArbeiterInnenklasse die Troika-Regierung der
ND und Pasok abgewählt und damit ein deutliches Zeichen gegen die EU-
Austeritätspolitik gesetzt. Die ND hatte vor der Wahl das Chaos an die Wand
gemalt wie auch der deutsche Imperialismus schon den Begriff „Grexit“ (als
Rauswurf  Drohung)  relativ  schnell  etablierte.  Aber dies  hat  nichts  daran
geändert,  dass  Syriza  die  Wahl  haushoch  gewonnen  hat.  Die  ehemalige
Mehrheitspartei  Pasok  ist  inzwischen  auf  unter  5%  abgestürzt,  die
Papandreou-Neugründung „Kidiso“ schaffte den Einzug erst gar nicht. Auf
dem rechten Flügel verlor Anel fast die Hälfte ihrer Stimmen, während die
faschistische Chrysi Avgi ihr Ergebnis halten konnte. Als neue Kraft kam die
„Protestpartei“  Potami  ins  Parlament,  die  sich  angeblich  gegen  das
„Establishment“ richtet, aber in Wirklichkeit Teile des griechischen Kapitals
mit Besitzern von privaten Medien- und Baukonzernen repräsentiert.

Der Wahlsieg von Syriza ist ein wichtiges Zeichen gegen die Sparpolitik und
die Diktate der EU-Bürokratie und des deutschen Imperialismus. Die erste
Reaktion  der  Herrschenden  war  noch  vergleichsweise  verhalten.  Von
„Grexit“ wollten Schäuble und Co. unmittelbar nach dem Wahldebakel ihrer
Parteigänger in Griechenland nicht mehr sprechen, natürlich werde man mit
der neuen Regierung „respektvoll“ umgehen, während man täglich Vertreter
der  EU-Institutionen  sendet,  um  auf  alle  Fälle  die  Fortsetzung  der

https://onesolutionrevolution.de/www.arbeitermacht.de
https://onesolutionrevolution.de/www.arbeitermacht.de
http://www.arbeitermacht.de/ni/ni196/griechenland.htm
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2015/01/bunterStern1.jpg


Memoranden  und  der  Troika-Politik  zu  sichern.

Doch die griechische Regierung leistet Widerstand. Innerhalb weniger Tage
wurden wichtige Reformen beschlossen, die – auch wenn sie innerhalb der
bürgerlichen Verhältnisse verbleiben – für Millionen eine echte Verbesserung
ihrer Lage versprechen und für die Troika ganz und gar unakzeptabel sind:
Mindestlohn von 751,- Euro, kostenlose Strom- und Gesundheitsversorgung
für  die  Armen,  Wiedereinstellung  der  Entlassenen  aus  dem Öffentlichen
Dienst, Stopp der Privatisierung staatlicher Unternehmen …

Am Freitag, dem 30. Januar, kündigte der griechische Finanzminister sogar
die Zusammenarbeit mit der Troika auf, nicht allerdings ohne im gleichen
Atemzug die Bereitschaft von Syriza zur Zusammenarbeit mit den einzelnen
kapitalistischen Institutionen EU, IWF und EZB zu betonen. Sein Ministerium
deutete schon einmal an, auf „erträglichere“ 60 Prozent Schuldenstreichung
aus  zu  sein,  eine  Rechnung,  bei  der  weiterhin  die  Lohnabhängigen  in
Griechenland und anderswo zahlen müssten.

Jetzt wird international immer mehr von „Umarmung“ auf Erpressung und
Hetze umgeschaltet.  Das Troika-Diktat  sei  nicht verhandelbar,  schließlich
habe Griechenland „freiwillig“  zugestimmt.  Gegen diese und kommenden
Angriffe  müssen  die  griechische  Bevölkerung und auch  Syriza  verteidigt
werden,  das  Ende  des  Schuldendiktats,  die  ersatzlose  Streichung  aller
Schulden eingefordert werden. Weder die griechische noch die europäische
ArbeiterInnenklasse sollen den Schuldenberg bezahlen, sondern die Banken
und Konzerne!

Neue Koalition – was sagt die Linke?

Für  viele  Außenstehende  überraschend  kam  sicherlich  die  schnelle
Koalitionsgründung mit ANEL gleich am ersten Tag der Verhandlungen. Wir
lehnen diese Partei ab und sprechen uns gegen deren Regierungsbeteiligung
aus. ANEL, als Abspaltung der ND seit 2011 im Parteiensystem dabei, ist
eine antisemitische, rechtspopulistisch- nationalistische Kraft, die den Teil
des griechischen Kapitals repräsentiert, der sich mehr Widerstand gegen EU
und  Deutschland  wünscht.  Ihre  „Haltelinien“  für  die  Koalition  heißen



„Kirche, Außenpolitik und Einwanderung“. Diese Haltelinien müssen von der
ArbeiterInnenklasse in Griechenland bekämpft werden. Dass der Vorsitzende
d e r  A n e l ,  K a m m e n o s ,  a l s  e i n z i g e r  A N E L - M i n i s t e r  d a s
Verteidigungsministerium erhalten hat, ist auch ein Hinweis darauf, dass das
griechische Kapital insbesondere dort die Kontrolle aufrecht erhalten will, wo
das Gewaltmonopol des bürgerlichen Staates liegt. Dies kann sich schon sehr
bald gegen die ArbeiterInnenklasse richten und muss als Gefahr erkannt
werden.  Kammenos  ist  ein  wichtiges  Verbindungsglied  zum griechischen
Militär und zur NATO, seine nationalistische Ausrichtung könnte auch zu
einer Konfrontation mit  der  Türkei,  bspw.  um Schürfrechte in  der Ägais
führen.

Jedes Herunterspielen der Bedeutung dieser Koalitionsbildung wäre für die
Massen  und  für  die  anti-kapitalistische  und  revolutionären  Linke  fatal.
Natürlich  wird  es  Zugeständnisse  an  die  orthodoxe  Kirche  und  andere
Reaktionäre geben. Die Flüchtlinge und MigrantInnen werden das als erste
zu  spüren  bekommen –  und  sei  es  “nur”  durch  weitere  Umsetzung des
rassistischen Grenzregimes der EU. Die Koalition mit ANEL spaltet darüber
hinaus  die  griechische  ArbeiterInnenklasse  und erleichtert  es  auch noch
nachträglich der KKE (und Antarsya), ihre Weigerung zu rechtfertigen, eine
Syriza-Regierung gegen die offen bürgerlichen Parteien zu verteidigen. Vor
allem  aber  bindet  sie  Syriza’s  Regierungspolitik  an  das  Veto  dieser
erzreaktionären Partei. Zugleich dient die Koalition mit ANEL der Tsipras-
Führung als Rechtfertigung für faule Kompromisse nicht nur mit der EU,
sondern auch für „Entschuldigungen“, wenn es um die sozialen Forderungen
der  ArbeiterInnenklasse  geht.  Diese  Koalition  desorientiert  die
Lohnabhängigen  in  Europa  und  erschwert  den  Aufbau  von
gewerkschaftlicher  und  internationalistischer  Solidarität.

Syriza hatte durchaus eine Alternative:  Eine Minderheitsregierung bilden
und die KKE massiv unter Druck setzen, sie gegen die bürgerlichen Parteien
zu unterstützen! Dies sehen auch viele griechische Linke ähnlich.

In den kommenden, unvermeidlichen Konfrontationen mit der Troika, dem
griechischen Kapital,  faschistischen Banden und den reaktionären Polizei-
und Repressionskräften wird die Koalition mit ANEL zunehmend zu einem



Fallstrick für die die Beschäftigten, die Arbeitslosen, die MigrantInnen, die
unterdrückten Massen werden. Wir fordern daher den Bruch mit ANEL und
den Rauswurf des Verteidigungsministers aus der Regierung.

Stattdessen  treten  wir  für  eine  Syriza-Minderheitsregierung  oder  eine
Koalition mit der KKE ein, die sich auf die Mobilisierung der Massen stützt.
In den letzten Jahren ist die Bewegung auf der Straße und in den Betrieben
stark zurückgegangen.

Die  Mobilisierung  für  die  Reformvorhaben  der  Regierung  und  darüber
hinausgehende Forderungen auf der Straße, in den Stadtteilen und Betrieben
ist aber notwendig gegen die zu erwartende Sabotage der Unternehmer, des
Staatsapparates  und  der  bürgerlichen  Parteien.  Die  Reeder  z.B.  werden
sicherlich  alles  tun,  ihre  Profite  gegen  etwaige  Steuerforderungen  der
Regierung  zu  verteidigen.  Die  Kapitalflucht  nimmt  seit  der  Abwahl  von
Samaras bedrohliche Ausmaße an.

Es ist schwer vorstellbar, das der korrupte Staatsapparat willens ist, z.B. die
Einhaltung von Mindestlöhnen zu kontrollieren, die Steuern bei den Reedern
einzutreiben oder effektive Kapitalverkehrskontrollen durchzuführen.

Dazu  müssen  vielmehr  die  vorhandenen  Ansätze  zur  Selbstorganisation
ausgeweitet und koordiniert werden, die Vermögen offengelegt, Banken und
Unternehmen unter die Kontrolle der Beschäftigten gebracht werden.

Reformvorhaben wie der Mindestlohn, Besteuerung der Reichen, Entlastung
der Armen und der Stopp der Privatisierungen sind begrüßenswert. Tsipras
und die neue griechische Regierung versuchen dabei, die Gegensätze unter
den herrschenden Klassen in der EU zur Durchsetzung eines keynesianischen
Wirtschaftsprogramms auszunutzen, das sowohl die griechische Wirtschaft
ankurbeln, die soziale Lage der Bevölkerung verbessern und längerfristig die
Bedingung eines Teils der Staatsschulden sichern soll.

Aber  diese  Politik  der  Regierung  wird  sowohl  im  Inneren  als  auch  im
Verhältnis  zur  EU  schnell  an  Grenzen  stoßen.  Eine  neue  Etappe  des
Klassenkampfs  ist  eröffnet  und  die  Fragen  der  Macht  rücken  in  den
Vordergrund. Regierungsgewalt und tatsächliche Macht sind zwei gänzlich



verschiedene Dinge. Ein Zusammenstoß ist unvermeidbar.

Wir  wollen mit  allen Kräften der  anti-kapitalistischen und revolutionären
Linken –  ob nun in oder außerhalb von Syriza –  möglichst  eng politisch
zusammenarbeiten,  die  diese Perspektive teilen.  Dies schließt  ein,  Syriza
gegen die herrschende Klasse in Griechenland und die Troika zu verteidigen
und mit der griechischen und europäischen Linken einen
offenen Dialog über die Aufgaben der internationalen Solidarität und den
Aufbau  einer  revolutionären,  anti-kapitalistischen  Kraft  in  Europa  zu
diskutieren. Der Wahlsieg Syrizas hat uns weder besoffen gemacht, noch
stehen wir abseits, wenn es um die Verteidigung dieser Regierung gegen die
reaktionären Kräfte in Europa und den deutschen Imperialismus geht.

Was tun in Europa – was macht die antikapitalistische Linke hier?

In Deutschland und ganz Europa müssen wir den Erpressungsversuchen,
Drohungen und allen anderen Angriffen der EU, des IWF und der Regierung
mit  Protesten,  Demonstrationen  bis  hin  zu  Streiks  entgegentreten.  Statt
Neutralität müssen wir unsere Solidarität mit der Bevölkerung Griechenlands
klar zum Ausdruck bringen und jede Erpressung der neuen Regierung durch
EU und Banken bekämpfen.

Im  Zentrum  internationaler  Solidarität  sollte  die  Frage  der  ersatzlosen
Schuldenstreichung stehen. Es ist offensichtlich, dass die Frage der Schulden
Griechenlands eine Frage von elementarer Bedeutung insbesondere für die
griechische Bevölkerung ist. Aber von einer konsequenten Regierung könnte
das  Problem  sehr  schnell  gelöst  werden.  Erinnert  sei  an  die  russische
Regierung 1917, die nach der Revolution alle Schulden, die der Zar während
des I. Weltkriegs im Ausland gemacht hatte, annullierte. Uns ist natürlich
klar, dass jede griechische Regierung in einem schwierigem Kräfteverhältnis
operiert.  Umso  wichtiger  ist  die  Unterstützung  der  internationalen
Arbeiterbewegung  und  der  linken  Organisationen,  die  Isolation  der
griechischen Bevölkerung zu verhindern und ihre Niederlage zu verhindern.

Deswegen muss auch der Zusammenhang zwischen der Bildung einer neuen
griechischen Regierung und den europaweit stattfindenden Klassenkämpfen



insbesondere  in  Italien  und  Belgien,  den  Wahlen  in  Spanien  und  den
anstehenden Kämpfen gegen das Sparprogramm in Frankreich hergestellt
werden.  Dies  ist  möglich,  wenn  wir  einer  europaweiten  Anti-
Krisenbewegung, auch in Deutschland, über die Solidarität mit Griechenland
wieder  Anschub  geben  und  für  eine  antikapitalistische  europäische
Perspektive gegen das Europa von Kapital und Troika eintreten. Wir schlagen
vor, dass die internationale Linke und Gewerkschaftsbewegung einen großen
Kongress  der  Solidarität  organisiert,  auf  dem  praktische  Schritte  der
Solidarität  diskutiert  und  geplant  werden.

Dabei  sollten  wir  allerdings  auch  deutlich  unsere  Ablehnung  des
Koalitionspartner  ANEL  zum  Ausdruck  bringen.  Es  schadet  der
Solidaritätsarbeit,  wie  auch  den  antikapitalistischen  Kräften  insgesamt,
würden  wir  uns  über  diese  Partei  ausschweigen  oder  diese  gar  wie
Wagenknecht,  Bartsch  und  Gysi  mit  „anderen  Maßstäben“  messen  und
verharmlosen.

Das können wir tun, indem wir auch Syriza an ihre Versprechungen zur
Flüchtlingspolitik erinnern, wir von ihnen erwarten, dass sie die EU Frontex-
Politik ablehnen und damit einen Schritt gegen die rassistische „Festung EU“
unternehmen – im Widerspruch zur Politik von ANEL.

Und auch hier in Deutschland wollen wir die Solidaritätsarbeit und Anti-
Krisenbewegung wieder beleben; hier öffnet sich jetzt ein Fenster für 2015,
in dem Abwehrkämpfe kommen und die Hegemonie der Austeritätspolitik
und des deutschen Imperialismus in Frage gestellt wird – daran müssen die
ArbeiterInnenbewegunng, linke und antikapitalistische Kräfte arbeiten!

Dabei müssen wir auch gegen den durchsichtigen Versuch der Herrschenden
in  der  BRD  und  EU  mobilisieren,  einen  eventuellen  Schuldenausfall
Griechenlands auf die Lohnabhängigen abzuwälzen. Denn Schäuble und Co.
haben es in der Vergangenheit geschickt verstanden, massiv die privaten
Schulden auf öffentliche Institutionen umzuschichten. Wir sagen dagegen:
Die Reichen, die Kapitalisten und Banken sollen die griechischen Schulden
zahlen, denn sie haben in der Vergangenheit Griechenland ausgesaugt.



Wir rufen auch die  europäische ArbeiterInnenbewegung,  die  europäische
Linkspartei, Gewerkschaften und alle Anti-KapitalistInnen dazu auf, aktiv die
Anti-Krisenbewegung zu unterstützen und in gemeinsamen Mobilisierungen
die Solidarität mit Griechenland auszudrücken.

Eine  Stellungnahme  der  Neuen  antikapitalistischen  Organisation
(NaO)  Berlin

www.nao-prozess.de

Gegen  Krise,  Krieg  und
Kapitalismus – Auf zur SIKO!
Am  07.  Februar  f indet  wie  in  den  vergangenen  Jahren  d ie
„Sicherheitskonferenz“ (SIKO) in München statt. Alljährlich wird dabei der
Tagungsort, das Hotel Bayerischer Hof, von Bullen und Spezialeinheiten aus
den  einzelnen  Bundesländern  abgeriegelt.  In  der  gesamten  Münchner
Innenstadt herrscht deshalb Ausnahmezustand und die Bewegungsfreiheit
wird auf ein Minimum reduziert. Die SIKO ist das weltweit größte Treffen
von Politikern, Militärs, Geheimdiensten, Polizei und Industriellen, rund um
das Thema Sicherheitspolitik. Ziel ist die Wahrung von Machtinteressen der
führenden Industrienationen.

Die Sicherheit weniger ist nicht die Sicherheit aller

Auf der SIKO geht es um das Thema „Sicherheit weltweit“. Hiermit ist jedoch
nicht  die  Sicherheit  der  Bevölkerung  gemeint,  sondern  die  der
Großkonzerne,  Banken  und  Staatsführungen.  Der  Platz  an  der  Spitze
bedeutet Reichtum und Macht. Durchgesetzt wird dies mit einem monströsen
Sicherheits- und Repressionsapparat. In Deutschland beispielweise besteht
dieser aus diversen Polizeieinheiten und paramilitärischen Spezialeinheiten

https://onesolutionrevolution.de/www.nao-prozess.de
https://onesolutionrevolution.de/gegen-krise-krieg-und-kapitalismus-auf-zur-siko/
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wie dem bayrischen USK, dem SEK, die Bundeswehr und Geheimdienste wie
der  BND  oder  der  Verfassungsschutz.  Man  tauscht  Informationen  aus,
analysiert die Weltlage, setzt gemeinsame Ziele und plant Militäroperationen
wie  etwa  den  seit  nunmehr  13  Jahren  andauernden  „Krieg  gegen  den
Terror“.  Als  gemeinsame  Gefahrenlage  wird  auch  die  Verknappung  von
Ressourcen, Energie und Trinkwasser angesehen oder der Kampf gegen das
Aufbegehren der eigenen Bevölkerung.

Neben  Politikern  aus  der  ganzen  Welt,  treffen  sich  bei  der  SIKO auch
Wirtschaftslobbyisten  und  Vertreter_innen  der  Rüstungsindustrie,  um die
neueste Waffentechnik vorzustellen und Rüstungsgeschäfte zu machen. Auf
der letztjährigen Eröffnungsrede rief Joachim Gauck, Bundespräsident und
„Friedenspastor“  Deutschland dazu auf,  wieder  mehr Verantwortung und
Teilnahme am politischen Weltgeschehen zu übernehmen. Auch der Einsatz
der  Bundeswehr  solle  nicht  kategorisch  ausgeschlossen  werden.  Für
Deutschland als  Wirtschaftsgroßmacht ist  es unumgänglich sich ebenfalls
Einflusssphären,  Rohstoffquellen  und Absatzmärkte  zu  sichern  –  Das  hat
Gauck klar  erkannt.  Auch Krieg unter dem Deckmantel  der humanitären
Hilfe ist ihm dabei ein legitimes Mittel.

Dies  verdeutlicht  einerseits,  dass  Deutschland  seinen  Einfluss  in  der
Weltpolitik  halten  und  ausbauen  will  und  andererseits  dass  sich  der
innerimperialistische Konkurrenzkampf massiv verschärft hat. Hier geht es
nicht um den Wettstreit in Europa, bei dem Frankreich und Italien mehr und
mehr abgehängt werden, sondern der Nationen weltweit. Seit Beginn der
Krise 2007/2008 zeigt sich vor allem eines deutlich: Die imperialistischen
Staaten und mit ihnen die Bourgeoisie als herrschende Klasse, sind nicht
mehr in der Lage die Widersprüche, die der Kapitalismus erzeugt, auf eine
Weise zu lösen, die für alle Beteiligten zufriedenstellend ist.

REVOLUTION, mitten drin statt nur dabei: Auf die Straße für
den  internationalen  Kommunismus  aller  staatlichen
Unterdrückung  zum  Trotz!

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2015/01/168042.jpg


Es geht um die Absteckung der Einflussgebiete auch deswegen, weil  die
alten dominierenden Kräfte wie z.B.  Japan oder Russland zunehmend ins
Straucheln  geraten.  Ihnen  entgleitet  zusehends  der  Machtanspruch  über
Länder die noch vor wenigen Jahren von ihnen ökonomisch abhängig waren.
Mit dem rasanten Aufstieg des chinesischen Imperialismus kommt ein neuer
Konkurrent  hinzu.  China  setzt  auf  eine  Mischung  aus  staatlich  rigide
kontrolliertem Wirtschaftswachstum und der Öffnung hin zu ausländischen
Kapitalmärkten.  Dieser  aufstrebende  Imperialismus  fordert  alle  anderen
etablierten  Imperialisten  wie  etwa  die  USA,  Großbritannien  oder  auch
Deutschland heraus und beansprucht eine Führungsrolle. China will sich als
neuer  Gegenpol  des  US-Imperialismus  und  dessen  Hegemonialstellung
etablieren.  Die  Führung  Chinas  wird  in  diesem Wettstreit  als  wichtiger
strategischer Bündnispartner angesehen, besonders im asiatischen Raum.

 

Die Krisen der Welt treffen den Imperialismus

Die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  den  diversen  imperialistischen
Weltmächten bleibt jedoch nicht ohne Konsequenzen. Der Irakkrieg und der
letztliche  Truppenabzug  der  USA  2011  schufen  ein  Machtvakuum  und
hinterließen  das  Land  in  einem  Bürgerkrieg  zwischen  den  islamischen
Strömungen der Sunniten und Schiiten.  Die durch den US-Imperialismus
eingesetzte Marionettenregierung unter Präsident Nuri al Maliki (schiitischer
Machthaber und Nachfolger Saddam Husseins) unterdrückte die sunnitische
Bevölkerung  im  Irak  rigoros.  Der  fundamentalistische  Flügel  gewann  in
diesem Machtkampf an Einfluss und der „Islamische Staat“ (IS) bildete sich.
Auch der seit 2011 anhaltende Bürgerkrieg in Syrien und die schwindende
Macht und Kontrolle von Assad über das Land leisteten ihren Anteil  am
Erstarken des IS. Die Gruppe brachte den Nordirak und halb Syrien unter
seine Kontrolle  und erbeutete  beachtliche Waffenreserven der  irakischen
Armee – moderne US-Waffen. Der IS ist nun ein Machtfaktor der für Syrien,
den Irak und die Türkei eine wichtige Rolle spielt in der Unterdrückung des
selbstverwalteten  kurdischen  Gebiets  Rojava.  Seit  vergangenem  Herbst
kämpfen die Truppen der kurdischen Selbstverteidigungseinheiten (YPG/YPJ)
gegen die Eroberung durch die islamistischen Klerikal-Faschisten des IS: Die



Stadt Kobane ist zum Symbol des Widerstandes geworden.

Gleichzeitig sorgte auch der arabische Frühling dafür, dass die USA in der
arabischen  Welt  wichtige  Verbündete  wie  z.B.  den  ägyptischen  Diktator
Mubarak  oder  den  libyschen  Diktator  Gaddafi  verloren  bzw.  am  Ende
wegbombten. Gaddafi stellte für die EU einen hilfsbereiten Partner dar, wenn
es darum ging, Flüchtlinge an der Überfahrt über das Mittelmeer zu hindern.
Libyen wurde dafür von EU-Staaten großzügig mit Waffen versorgt.

Der Konflikt in der Ukraine und der seit einem Jahr andauernde Kampf der
ostukrainischen Bevölkerung gegen die  faschistischen Mörderbanden aus
Kiew, verdeutlicht den Interessenkampf zwischen Russland, den USA und der
EU.  Hier  geht  es  vor  allem darum,  dem russischen Imperialismus einen
Schlag  zu  versetzten,  sich  gleichzeitig  einen  neuen  Absatzmarkt  zu
erschließen, sowie billige und leicht auszubeutende Arbeitskräfte zu sichern.
Die politische Führung in der Ukraine mit Staatspräsident Poroschenko an
der Spitze, bringt massive Kürzungen und Spardiktate der EU auf den Weg,
um  einem  drohenden  Staatsbankrott  zu  begegnen.  Die  dortige
Arbeiter_innenklasse  verarmt  jedoch  massiv,  ist  nun  in  einer  ähnlichen
Situation wie beispielsweise Spanien und Griechenland.

Ein Feind, ein Kampf: Der Imperialismus muss zerschlagen werden!

Diese  Auseinandersetzungen  im  Zuge  der  Interessenskämpfe  der
Industrienationen führen dazu, dass Menschen zu Flüchtlingen werden und
entweder vor dem Grauen des Krieges fliehen oder emigrieren müssen, weil
sie zu einer Generation gehören, die bereits jetzt perspektivlos und ohne
Arbeit  ist.  Die  Antwort  der  Kapitalist_innen  auf  die  zunehmenden
Flüchtlingsströme  aus  den  Krisenländern  der  Welt  ist  Abschottung  und
Repression. So wurde der europäische Grenzschutz FRONTEX ebenfalls auf
der  SIKO  ins  Leben  gerufen.  Auch  die  Totalüberwachung  (NSA),  deren
Auffliegen vor etwa eineinhalb Jahren zeigte, wie umfassend die Bevölkerung
ausgespäht wird, kann zu dieser Liste gezählt werden.

Die zunehmende mediale Hetze gegen den Islam kann als  Legitimierung
einer  aggressiveren  Außenpol i t ik ,  sowie  a ls  e in  gewol l tes



Verbindungselement  der  sich zunehmend entfremdenden Staaten der  EU
angesehen  werden:  Der  gemeinsame  Feind  Islamismus.  Rechte  Kräfte
gewinnen dadurch an Einfluss wie die Front National in Frankreich oder die
islamfeindlichen PEGIDA-Demonstrationen im deutschsprachigen Raum. Mit
dem griffigen Slogan „Kriminelle Ausländer raus“ gibt man sich den Eindruck
der  Rechtmäßigkeit  und  greift  dabei  nur  den  offenen  Rassismus  von
rassistischen,  faschistischen  Parteien  wie  ‚Die  Rechte‘  oder  der  NPD  auf.

Dazu kommt die antimuslimischer Rassismus der Bourgeoisie, wie z.B. von
DER SPIEGEL, welcher mit  diversen Leitartikeln („Deutschland das stille
Mekka“ oder „Der Koran – das gefährlichste Buch der Welt“) sich schon
einen  Wettkampf  mit  rechten  Verschwörungsblättern  wie  dem  Compact
Magazin liefert.

 Die  durch  die  Krise  in  vielen  Ländern  massiv  angewachsene
Arbeitslosigkeit raubt den Menschen die Perspektive und verunsichert

sie. Doch gerade jugendliche und junge Erwachsene standen und stehen bei
den  Kämpfen  gegen  die  Krisenlösungsmodelle  (soziale  Kürzungen,
Arbeitsplatzabbau und Deklassierung breiter Schichten der Bevölkerung) der
herrschenden  Klasse  und  dem  einhergehenden  Rassismus  in  der  ersten
Reihe. Besonders Jugendliche sind am meisten von der Krise
betroffen und machen den Großteil der Arbeitslosen in Europa und weltweit
aus. Sie fliehen vor Bürgerkriegen, Arbeitslosigkeit, Hunger und Verfolgung
und lassen dabei meist ihr ganzes Leben zurück.

Unser Ziel im Kampf gegen diese Verhältnisse lautet daher, sich nicht durch
die herrschende Klasse in Migrant_innen/“Einheimische“ oder anhand von
religiösen Trennlinien spalten zu lassen.  Unser Ziel  ist  der Aufbau einer
internationalen, revolutionären Jugendorganisation, die die Kämpfe in den
einzelnen Ländern verbindet und zu einem gemeinsamen Kampf gegen die
bestehenden  Verhältnisse  führt.  Wir  treten  für  den  Aufbau  einer
internationalen Arbeiter_innenpartei ein, um die Kämpfe der Arbeiter_innen
zu  koordinieren  und  dem  imperialistischen  Ausbeutermodell  einen
internationalen Sozialismus entgegen zu halten. Unser gemeinsamer Feind
ist die Bourgeoisie! Der internationalen Interessenspolitik der SIKO müssen
wir  eine  Antwort  entgegensetzen:  Mit  dem  Aufbauprozess  der  Neuen
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Antikapitalistischen Organisation NAO wollen wir die Spaltung der radikalen
Linken  in  Deutschland  überwinden,  mit  dem  Ziel  eine  revolutionäre
Arbeiterpartei  zu  erschaffen,  die  diesem  Kampf  gewachsen  ist.

Deshalb rufen wir dazu auf euch an der Demo gegen die SIKO zu beteiligen.

Samstag, 07. Februar 2015 13:00 Uhr Marienplatz, München

Schluss  mit  den  Massakern  in  der  Ostukraine  und  in
Kurdistan! Solidarität mit den Kämpfern von YPJ/YPG und den
Genoss_innen von Borot’ba!
Weg mit dem Verbot der PKK! Freilassung aller Gefangenen
der PKK! Biji Azadi, Biji Rojava!
Zerschlagung aller Geheimdienste, der Bundeswehr, der NATO
und FRONTEX!
Offenlegung  aller  Geheimdienstakten,  egal  ob  vom
Verfassungsschutz oder der NSA!
Unterstützt die Kampagne Waffen für Rojava! Weitere Infos
unter www.waffenfuerrojava.org
Organisiert den Kampf im „Herzen der Bestie“, dem deutschen
Imperialismus! Mach mit bei REVOLUTION!
Zusammenarbeit  der  Arbeiter_innenklasse  und  der  Jugend
statt kapitalistischem Konkurrenzkampf!

Ein Aufruf von REVOLUTION Germany

Terroranschlag  auf  Charlie
Hebdo – Nein zu Rassismus und

https://onesolutionrevolution.de/terroranschlag-auf-charlie-hebdo-nein-zu-rassismus-und-demokratischer-heuchelei/
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“demokratischer” Heuchelei!
Vor  einigen  Tagen  veröffentlichten  wir  hierzu  bereits  eine
Stellungnahme des Sekretariats der Liga für die Fünfte Internationale
(http://www.onesolutionrevolution.de/international/charlie-hebdo-isla
mistischer-terrorismus-republikanischer-rassismus/)  Diese  hier
stammt  nun  von  der  NaO Berlin.

nao-prozess.de

Der Terroranschlag vom Mittwoch, dem 7. Januar auf die Satirezeitschrift
Charlie Hebdo in Paris, dem 12 Menschen zum Opfer fielen, erschüttert uns.
Der  Anschlag  richtete  sich  gegen  eine  Zeitschrift,  die  u.a.  für  ihre
umstrittenen  Karikaturen  von  Religionen  unterschiedlicher  Konfessionen
bekannt  war.  Die  Tat,  die  wahrscheinlich  von  islamistischen  Terroristen
begangen  wurde,  war  fraglos  ein  reaktionärer  Akt,  der  durch  nichts  zu
rechtfertigen ist. Unsere Anteilnahme gilt den Angehörigen der Opfer.

Doch der  Anschlag hat  nicht  nur  Millionen erschüttert,  er  hat  auch ein
politisches  Erdbeben  in  Europa  ausgelöst.  Er  zeigt  die  reaktionären
Wirkungen des individuellen Terrorismus. Die französische und europäische
„bürgerliche  Öffentlichkeit“  stellt  den  Anschlag  als  Angriff  auf  die
„Meinungsfreiheit“ dar. Mit anti-muslimischem Rassismus und Imperialismus
hätte er nichts zu tun. Doch allein die Reaktion rechter und rechtsradikaler
Kreise straft eine solch vereinfachte Sicht Lügen.

Schon vor dem Attentat gab es in Frankreich laut französischen Medien zwei
Angriffe auf Moscheen mit Schusswaffen und Granaten. In den vergangenen
Monaten  brannten  auch  in  Deutschland  und  Schweden  Moscheen.  Die
europäische Rechte spürt Wind in ihren Segeln und hofft, von der Empörung
über das Attentat profitieren zu können. Welch widerliches Schauspiel, welch
ein Hohn für die Opfer und ihre Hinterbliebenen. Vor allem aber: Welche
bedrohlichen  Folgen  auch  für  die  migrantischen  und  muslimischen
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Gemeinden,  für  die  Linke  und  ArbeiterInnenbewegung!

Fest der Heuchelei

Auch die Reaktionen der französischen Regierung und der deutschen Politik
sind an Heuchelei kaum zu übertreffen. Frankreichs Präsident Hollande ließ
nicht nur verlauten, dass er den Terroranschlag als einen „Angriff auf die
gesamte Republik“ verstanden wissen wolle. Er sei auch ein Angriff auf „die
Ideale von Frieden und Gerechtigkeit, die Frankreich auf der internationalen
Bühne umzusetzen versuche. (…) Diese Botschaft von Frieden und Toleranz,
die  wir  auch mit  unseren Soldaten gegen Terror  und Fundamentalismus
verteidigen.“

Hier  werden  nicht  nur  Geschichte  und  Gegenwart  des  französischen
Imperialismus  mit  Kolonialismus  und  Kriegen  auf  dem  afrikanischen
Kontinent und in der arabischen Welt, der fortwährend tausende Menschen
ermordet und Millionen in Armut hält, zu einer Geschichte des Friedens und
der Toleranz umgedichtet. Es ist auch eine Drohung, diesen Würgegriff nach
Außen und Innen mit militärischer Gewalt zu verstärken.

In die gleiche Kerbe schlug auch Bundespräsident Gauck, als er sagte, dass
der Terroranschlag ein „Angriff auf die Freiheit der Franzosen, der Europäer
und  der  freien  Gesellschaft“  wäre.  Die  freie  Gesellschaft,  nach  Gauck
natürlich ein Privileg der westlichen Zivilisation, müsse verteidigt werden.
Auch  er  zieht  eine  klare  Frontlinie  zu  allen  Nationen  und  Menschen
außerhalb  dieser  „freien  Gesellschaft“.  Sogar  die  Tagesschau  verwies
immerhin  darauf,  wie  sozial  benachteiligt  und  rassistisch  unterdrückt
MigrantInnen  in  den  Banlieus  der  „freien  Gesellschaft“  Frankreich  sind.
Letztlich schafft  der  Imperialismus mit  seiner  Weltordnung selbst  immer
wieder die Bedingungen, die auch zu solchen verzweifelten wie sinnlosen
Akten von „Protest“ und „Widerstand“ führen.

Überhaupt sind diese lupenreinen „Demokraten“ auch so „frei“ eindeutige
Schlüsse über Motive und Zugehörigkeit der Täter zu schließen, wenn selbst
viele Journalisten und an der Untersuchung Beteiligte kritische und bisher
unbeantwortete  Fragen  aufgeworfen  haben.  Auch  werden  vollkommen



willkürlich  politischer  Islam,  islamischer  Fundamentalismus  und
islamistischer  Terror  –  allesamt  reaktionäre  Ideologien  –  jedoch  mit
unterschiedlicher Anhängerschaft und unterschiedlichem Charakter in einen
Topf  geworfen.  Die  extreme  Rechte  spart  sich  gleich  alle  diese
Unterscheidungen  und  hetzt  direkt  gegen  den  gesamten  Islam.

Daher  wird  auch  nicht  in  erster  Linie  die  reale  Gefahr  einer  weiteren
Zuspitzung  des  anti-muslimischen  Rassismus  benannt,  sondern  von  allen
bürgerlichen Regierungen die „nationale Einheit“ beschworen. Diese zielt
jedoch nicht  einfach auf  die Verteidigung demokratischer Rechte ab,  die
auch wir SozialistInnen verteidigen. Sie zielt auf eine klassenübergreifende
„nationale Einheit“ zur Verteidigung des Imperialismus und der bürgerlichen
Herrschaft.  So  wird  aus  einem  reaktionären  Terroranschlag  eine  fiktive
Gefahr konstruiert, um eine ihrem Charakter nach reaktionäre Bewegung ins
Leben zu rufen.  Die rechtspopulistischen Bewegungen und faschistischen
Organisationen  gehen  ihrerseits  einen  Schritt  weiter  und  ignorieren  die
demokratische  Facette.  Sie  suchen  direkt  den  offenen  Konflikt  mit  der
gesamten  migrantischen  und  muslimischen  Bevölkerung  –  ebenfalls  im
Namen  der  Nation.

RevolutionärInnen  und  Anti-KapitalistInnen  müssen  diese  Offensive  der
„nationalen  Einheit“  und  der  Volksfront,  die  im  säkularen  Frankreich
ironischerweise  unter  dem  Slogan  der  „union  sacrée“  (Heilige  Union)
daherkommt,  entschieden  ablehnen!  Dieser  Versuch,  die  Einheit  der
„bürgerlichen Demokraten“ zu beschwören, muss unweigerlich die Initiative
der ArbeiterInnenbewegung, der migrantischen, muslimischen Bevölkerung
und der Linken sowohl gegen Fundamentalismus, die erstarkende Rechte, als
auch die imperialistische Innen- und Außenpolitik ersticken. Die Politik der
„Nationalen Einheit“ schwächt in jedem Fall die Linke und wird die Rechte
stärken.

Der  französische  Journalist  Julien  Salingue  stellte  richtig  fest,  dass  das
„Französische Modell des Zusammenlebens“ nicht angegriffen wurde. Dieses
“Modell” ist ein Mythos, um den strukturellen Rassismus in Frankreich zu
vertuschen. „Niemand“, so Salingue weiter, „wird mich zwingen, das Gesicht
der  `Barbarei`,  die  bedroht  ist,  zu  verteidigen.  Nein,  `republikanische



Einheit`, rassistische Kräfte und selektive Empörung sind keine Antwort, und
niemand wird mich zwingen, meine Stimme den Berufspolitikern aller Art zu
geben.“

Wir  treten  für  die  gemeinsame  Mobilisierung  von  linken  Parteien,
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen gegen den Rassismus ein.  Die
Einheit zur „Verteidigung des Säkularismus“ oder „der Demokratie“ mit offen
bürgerlichen Parteien lehnen wir ab.

Eine Einheitsfront gegen den Rassismus wird bitter nötig sein. Der erste
Schlag müsste sicherlich gegen die erstarkenden rechten Mobilisierungen
gerichtet werden. Aber die Regierungspolitik in Frankreich und Deutschland,
die  in  letzter  Instanz  durch  ihre  imperialistische  Außenpolitik,  ihre
arbeiterinnenfeindliche  und  rassistische  Innenpolitik  erst  den  Nährboden
sowohl für die rechten Bewegungen, als auch das Erstarken islamistischer
Organisationen schafft, muss herausgefordert werden. Es ist zu erwarten,
dass sich Organisationen wie die rechtsradikale „Front National“, aber auch
Kräfte wie PEGIDA und die AfD, die bereits einen Tag nach dem Anschlag
einen  Schulterschluss  herstellten,  nicht  nur  stärken,  sondern  auch
radikalisieren.  Solange  sie  ihr  Ziel,  die  Regierungsmacht,  nicht  erreicht
haben, werden sie versuchen, die aktuellen Regierungen zu reaktionären und
undemokratischen  Gesetzen  zu  drängen.  So  forderte  die  FN-Vorsitzende
Marine Le Pen nach dem Anschlag die Widereinführung der Todesstrafe.
Auch in Deutschland wurden sofort Stimmen nach Verschärfung von Anti-
Terrorgesetzen, Schleierverbot und der Abschaffung demokratischer Rechte
laut.

Natürlich  sind  islamistisch-fundamentalistische  und  klerikal-faschistische
Regime in gewissen Regionen eine Gefahr. Wir sehen dies in Syrien und Irak,
wo der Islamische Staat  mit  barbarischer Gewalt  gegen die Bevölkerung
vorgeht  und  das  Recht  von  nationalen,  ethnischen  und  religiösen
Minderheiten mit  Füßen tritt.  Reaktionäre jihadistische Bewegungen sind
auch in Ländern wie Nigeria und Pakistan eine tagtägliche Bedrohung für die
Bevölkerung. Wir sehen das auch in den mit der EU verbündeten Staaten der
arabischen Halbinsel,  die brutal  jede demokratische Forderung ersticken.
Deshalb unterstützen wir fortschrittliche KämpferInnen wie in Kobanê im



Kampf gegen diese Regime – verbunden mit einer sozialistischen Perspektive.

Doch Angriffe auf demokratische Rechte in Europa versetzen nicht diesen
R e g i m e n  e i n e n  S c h l a g ,  s o n d e r n  r i c h t e n  s i c h  g e g e n  d i e
ArbeiterInnenbewegung  und  führen  zu  rassistischen  Spaltungen  in  der
ArbeiterInnenklasse.

Wir  spielen  dieses  Spiel  nicht  mit!  Wir  wissen:  Es  sind  imperialistische
Länder  wie  Frankreich  und  Deutschland,  welche  Regionen,  wo  der
Islamismus erstarkt ist, in den Abgrund getrieben und mit Krieg überzogen
haben,  um  dort  ihre  Profit-Interessen  durchzusetzen.  Es  sind  „unsere“
Regierungen, die eine Weltordnung aufrechterhalten, die Menschen weltweit
in die Flucht treibt. Diejenigen, die es nach Europa schaffen, werden von
Mauern und Rassismus empfangen.

Wir haben auch
nicht vergessen, dass es diese Regierungen sind, die zur Lösung ihrer Krise
die  Lebensbedingungen  und  sozialen  Errungenschaften  der  europäischen
ArbeiterInnenklasse,  der  Jugend  und  Rentner  angreifen.  Von  diesen
Angriffen  war  insbesondere  die  migrantische  Bevölkerung  besonders
betroffen. Es ist gerade jetzt wichtig, sich an Karl Liebknechts Worte zu
erinnern, dass unser Hauptfeind im eigenen Lande steht, dass unsere Gegner
v.a. die Regierungen Europas und die europäischen Kapitalisten sind.

Wir,  die  Neue  antikapitalistische  Organisation  (NaO),  rufen  daher  im
gesamten Bundesgebiet  zur  Teilnahme an linken Demonstrationen gegen
PEGIDA am kommenden Montag auf.  Wir sagen aber klar, dass wir eine
Bewegung  gegen  Rassismus  brauchen,  die  versucht,  linke  Parteien,
Gewerkschaften und soziale Bewegungen für gemeinsame Mobilisierungen
zu gewinnen. Was wir nicht brauchen, sind Veranstaltungen der „nationalen
Einheit“,  wie  sie  von Francois  Hollande und Sigmar Gabriel  beschworen
werden.

Eine  Stellungnahme  der  Neuen  antikapitalistischen  Organisation
(NaO)  Berlin



17.  Januar  2015:  Auf  nach
Magdeburg – Gegen Faschismus
und Kapital!
Am 17. Januar 2015 jährt sich der 70. Jahrestag der Bombardierung
Magdeburgs. Für die Rechtsextremen über das ganze Bundesgebiet
stellt dieses Datum einen zentralen Mobilisierungspunkt dar. Denn
im Schatten des Gedenkens der Kriegstoten will man Deutschland als
eines der Opfer des Zweiten Weltkrieges darstellen. Ziel ist es, den
Anschluss  an  das  bürgerliche  Lager  zu  finden  und  die  nationale
Identität zu beschwören. Seit 1998 ist der Aufmarsch von anfänglich
einer  Handvoll  Nazis  zu  einer  Veranstaltung  mit  über  Tausend
Teilnehmer_Innen angewachsen, der zweitgrößten nach Dresden. Wir
von  der  Jugendgruppe  REVOLUTION  rufen  dazu  auf,  dieses
Großdatum der Nazis zum Desaster werden zu lassen – Massenhaft,
organisiert,  militant  muss  Magdeburg  an  diesem  Tag  lahmgelegt
werden!

In  verschiedenen  Städten  werden  diese  Jahrestage  missbraucht  um  die
Geschichte zu verdrehen. Egal ob mit Hilfe von Trauergebärden über die
toten  Deutschen  oder  durch  die  Geschichtsschreibung  die  uns  überall
eintrichtert, das dieser Krieg zwischen Demokratie und Faschismus ablief.
Uns als Internationalist_innen ist klar: Dieser Krieg war ein imperialistischer
Krieg  mit  dem  Ziel  der  Neuaufteilung  der  Welt,  auf  Kosten  der
internationalen  Arbeiter_Innenklasse!

In der Phase vor dem 2. Weltkrieg befand sich der Kapitalismus in einer
tiefen Krise. Um die Kosten dieser Krise abzuwälzen, wurde massive Angriffe
auf die Löhne und sozialen Errungenschaften der Arbeiterklasse gefahren,
zum Schutz der Profite der Bourgeoisie. Die deutsche Arbeiterbewegung war
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eine der bestorganisiertesten zu dieser Zeit und in den Gewerkschaften und
Parteien SPD und KPD waren mehrere Millionen Arbeiter_Innen vertreten.
Zur Durchsetzung dieser Angriffe musste das Kapital den Widerstand der
ohnehin sehr zerstrittenen Arbeiterbewegung brechen.

Das vom sozialen Abstieg bedrohte Kleinbürgertum suchte verzweifelt eine
Antwort  zur  Verteidigung  ihrer  Privilegien.  Da  das  Kleinbürgertum eine
zwischen den beiden Hauptklassen schwankende Kraft ist, ist es nicht fähig
zu einer eigenständigen Position im Widerspruch von Kapital und Arbeit. Da
die Arbeiterbewegung es nicht für eine revolutionäre Perspektive gewinnen
konnte,  nahm der  Faschismus,  die  zugespitzte  Form des  Imperialismus,
Einzug  in  das  Kleinbürgertum.  Durch  die  Ablenkung  vom Ursprung  der
kapitalistischen Krise mittels  der Schaffung politischer Sündenböcke,  wie
beispielsweise der Juden oder den Kommunist_Innen, spannte das Kapital das
Kleinbürgertum vor seinen Karren. Einmal in den Rammbock des Faschismus
verwandelt, wurde es brachial gegen alle fortschrittlichen Kräfte eingesetzt,
zuerst die Organe der Arbeiterklasse, dann das Parlament selbst. Doch kaum
an  die  Macht  gekommen,  änderte  sich  nichts  an  den  ökonomischen
Problemen  des  Kleinbürgertums  oder  der  Arbeiterklasse,  sie
verschlimmerten  sich  vielmehr  drastisch.

Damals wie heute! Schulter an Schulter gegen den Faschismus!

Unser  Mobi-Plakat  gegen  die  rechten
Großmobilisierungen im Januar – erhältlich
über germany@onesolutionrevolution.de

Auch heute spitzt sich die kapitalistische Krise mehr und mehr zu. Ob in
Kämpfen um die Neuaufteilung der Welt, wie wir sie grade in der Ukraine
sehen können, oder das Aufkommen der klerikal-faschistischen Kräften des
IS, die die letzte Errungenschaft des Arabischen Frühlings – die Kommune
von  Rojava  (Kobanê)  –  zu  zerschlagen  versuchen  und  dabei  ihrem
Verursacher,  dem  Imperialismus,  die  Möglichkeit  geben,  sich  als
friedensbringende  Kraft  darzustellen.
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Seit  einigen  Wochen  nehmen  auch  in  Deutschland  die  rassistischen
Mobilisierungen in unterschiedlichen Anstrichen zu. Seien es islamophobe
Aufmärsche wie in Dresden, Kassel, Bonn oder rassistische Demonstrationen
gegen  geplante  Unterbringungen  für  Geflüchtete.  Sie  alle  haben  eine
Gemeinsamkeit, die Angst vor dem sozialen Abstieg. Geschürt wird das Feuer
dabei mit angeblichen Ursprüngen der drohenden Verelendung. Doch egal ob
angeblicher  „Untergang des  Abendlandes“  oder  gigantischer  Zustrom an
Opfern von Krieg und Krise, den Ursprung des Problems, die Ausbeutung der
Ware Arbeit, greifen diese Bewegungen bewusst nicht auf, da sie egal ob
Rassist_Innen oder Faschist_Innen dieses Verhältnis beibehalten wollen.

Doch diese Aufmärsche kommen nicht von irgendwo! Sie sind Ergebnis der
kapitalistischen Krisenpolitik seit  Ihrem Ausbruch 2007/2008, die auf der
einen Seite die Schuld der Krise auf die Schultern der Arbeiter_Innenklasse
abwälzen will  und auf der anderen Seite massiv versucht Profite für die
Bourgeoisie zu erringen.

Parteien wie die AfD sind die rechtspopulistischen Abwehrreaktionen des
Kleinbürgertums in der Angst im Zuge des ökonomischen Niedergangs in
Europa ihre Stellung zu verlieren und arbeitslos  zu werden.  Aus diesem
Grund stellen sie Forderungen nach einem nationalen Protektionismus wie
bspw. durch die Wiedereinführung der Mark auf und appellieren an eine
Politik für den kleinen Mann und nicht nur für die Großindustriellen oder das
Finanzkapital. Gestützt wird das Ganze durch alle möglichen Facetten, wie
u.a. Sexismus, Rassismus oder Islamophobie, mit dem Ziel die Arbeiter_Innen
und  Jugendliche  entlang  unterschiedlicher  Linien  zu  spalten  und
gegeneinander  auszuspielen.  Hierbei  werden  Ansatzpunkte  für  den
Faschismus  innerhalb  der  Gesellschaft  gelegt.

Faschismus, der Zögling der Bourgeoisie

Der Kampf gegen Faschismus muss deshalb von uns, den Jugendlichen, den
Arbeiter_Innen  und  Gewerkschaftler_Innen  geführt  werden  und  beginnt
schon  be i  der  Ause inandersetzung  mit  Rass is t_ Innen  und
Rechtspopulist_Innen.  Der  Rassismus  zieht  seinen  Nährboden  aus  dem
kapitalistischen  System.  Die  kapitalistische  Produktion  und



Konkurrenzwirtschaft  macht  es  zwangsläufig  nötig,  Menschen  rassistisch
voneinander  zu  trennen  und  sie  gegeneinander  auszuspielen.  Nach  dem
Prinzip  ‚teile  und  herrsche‘  ist  eine  gespaltene  Arbeiterklasse  auch
kontrollierbar für das Kapital, ebenso wie für deren Interessenvertretung, die
bürgerlichen  Regierungen.  Bei  einer  weiteren  Zuspitzung  der
kapitalistischen Krise wie im im Vorlauf zum 2.Weltkrieg, reicht die alleinige
Spaltung der Arbeiterklasse nicht mehr aus um die Gesellschaft weiterhin
kontrollierbar für das Kapital zu machen. Die damalige wie auch heutige
Geschichte zeigt, dass das Kapital in einer stark zugespitzten kapitalistischen
Krise den Faschismus zur Hand nehmen wird um die Arbeiterklasse und
seine Organisationen zu zerschlagen.

Getrennt marschieren, gemeinsam schlagen!

Die  Taktiken  des  Faschismus  wandeln  sich.  Sie  versuchen  durch  eine
Teilnahme bei rechtspopulistischen Bewegungen wie PEGIDA und KAGIDA
Anschluss an den bürgerlichen Rassismus und Patriotismus zu finden um sich
somit im Kleinbürgertum zu verankern und Einfluss zu gewinnen. Auch der
alljährliche Nazi-Aufmarsch in Magdeburg soll  sich in diese Bewegungen
einreihen. Dies ist ein offener Versuch der Nazis Teile des verschreckten
Kleinbürgertums für ihre Sache zu gewinnen.

Um  diese  Angriffe  aufzudecken  und  abzuwehren  hilft  nur  eins:  Die
gemeinsame  Aktion  von  allen  Organisationen  die  im  Interesse  der
Arbeiterklasse  kämpfen!  Nur  wenn  wir  vereint  gegen  diese  Hetze
mobilisieren und ein  Konzept  für  einen nachhaltigen Kampf  ausarbeiten,
können wir die Grundlage schaffen um die kommenden Angriffe von Seiten
des Kapitals und ihrem faschistischen Kettenhund abzuwehren. Wir müssen
eine  Perspektive  für  Teile  des  Kleinbürgertums  und  die  Massen  an
Arbeitslosen schaffen. Die Illusion der Klasse in den Reformismus, der durch
seine  Politik  der  Mitverwaltung  die  Krise  und  ihre  Folgen  trägt,  muss
gebrochen  werden.  Nur  so  kann  letzten  Endes  die  Führungskrise  der
Arbeiterklasse und den kämpfenden Teilen der Jugend beantwortet und der
Kampf von der Defensive in die Offensive geführt werden!

Faschismus zerschlagen! Militant, organisiert, massenhaft! Für den



Aufbau von Selbstverteidigungskomitees in Schule, Uni, Betrieb und
der Nachbarschaft!

Rassismus an der Wurzel packen! Geflüchtete in die Gewerkschaften!
Für den gemeinsamen politischen Streik um volle Staatsbürgerrechte
für alle hier Lebenden!

Für  den  internationalen  Kampf  der  Arbeiter_Innen  gegen
Faschismus,  Rassismus,  Homophobie,  Ausbeutung  und
Unterdrückung!  Für  den  Kampf  Klasse  gegen  Klasse!

Auf  die  Straße  gegen  Faschisten  und  Kapitalismus  –  Für  die
sozialistische  Revolution!

Ein Aufruf von REVOLUTION Germany

PS: Wenn du auch nach Magdeburg mobilisieren willst, dann kannst
du  das  im  Ar t ike l  abgeb i lde te  P lakat  über
germany@onesolutionrevolution.de  bestellen!

Grundlage  zum  Islamismus  –
Klerikal,  Reaktionär  und
Arbeiter_Innenfeindlich
Der politische Islam ist heute ein heißes Thema. Ob im Iran, im Irak,
im  Gaza-Streifen,  in  Syrien,  oder  in  den  Köpfen  von  deutscher
Hooligans und den rassistischen Bürgern der PEGIDA-Bewegung: An
vielen Orten ist der Islamismus stark und bedrohlich.

In diesem Artikel soll es darum gehen einmal genauer zu untersuchen was
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Islamismus  eigentlich  bedeutet  und  wie  Islamist_Innen  (Ja,  es  gibt  auch
Frauen  unter  diesen  Leuten)  hier  in  Deutschland  aufgestellt  sind.  Als
Grundlage  für  den  Ersten  Teil  des  Textes  sowie  als  weiterführende
Leseempfehlung  dienen  die  „Thesen  zum  Islamismus“  der  Gruppe
A r b e i t e r m a c h t  ( R M  4 5 ,  h i e r  z u  f i n d e n :
http://www.arbeitermacht.de/rm/rm45/vorwort.htm).

Was ist eigentlich Islamismus?

Sooft das Wort Islamismus in Medien und Gesellschaft fällt, so selten wird
auch eine ausreichende Erklärung gegeben.

Zuallererst  müssen  wir  als  MarxistInnen  feststellen,  dass  es  einen
Unterschied zwischen dem Islam als Religion wie das Christentum und dem
fundamentalistischen Islam als politische Ideologie gibt.

Flagge der „Islamischen Staates“

Der  Islamismus  ist  eine  klerikale,  antidemokratische  Ideologie  und  ihre
verschiedenen  Spielarten  reichen  von  bürgerlich-konservativen
„gemäßigten“  Parteien  bis  hin  zu  terroristischen  Gruppen  (Taliban)  und
klerikal-faschistischen Regimen wie dem IS.  Die Ursprünge des heutigen
Islamismus liegen in der islamischen Welt des 20. Jahrhunderts und damit in
einer vom Imperialismus geprägten Gesellschaft.

Der Islamismus wurde das, was er heute ist, besonders weil alle anderen
Strömungen,  die  der  unterdrückten  und  besetzten  islamischen  Welt  von
Marokko bis Indonesien die Freiheit versprachen, scheiterten. Namentlich
der  arabische  Nationalismus  und  der  Stalinismus.  Die  westlichen
Imperialmächte und die Weltwirtschaftskrise, bzw. die globale Armut taten
ihr übriges den fundamentalistischen Strömungen durch Krieg, Armut und
Hunger den Weg zu ebnen.

Die  Islamische  Welt,  die  heute  etwa  ein  Fünftel  der  Weltbevölkerung
ausmacht,  war  nach  dem  Ende  des  Osmanischen  Reiches  (Ende  erster
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Weltkrieg)  in  wesentlichen  Teilen  britisches  oder  französischer
Kolonialgebiet.  Der  arabische  Nationalismus  versprach  ein  Ende  dieser
Fremdherrschaften und eine gute Zukunft für die arabischen Nationen. Doch
dieser  Versuch  die  islamischen  Welt  in  bürgerliche  Nationalstaaten  zu
gliedern  scheiterte  an  der  militärischen  und  wirtschaftlichen  Macht  der
Kolonialmächte.

Die  „kommunistischen“  Befreiungskämpfe  waren  ähnlich  erfolglos  .  Die
verschiedenen Organisationen und Parteien der Linken waren beinahe ohne
Ausnahme  stalinistisch,  bzw.  maoistisch  orientiert.  Sie  alle  teilten  die
stalinistische Etappentheorie, laut derer der sozialistischen Revolution ein
Phase der Entwicklung des Kapitalismus vorangehen muss. Dies führte zu
Bündnissen  mit  dem  anti-kolonial  gesinnten  Bürgertum  und  zur
Unterstützung  von  Nationalismus  und  Bonapartismus.

Mit dem Niedergange der Sowjetunion verloren die „antiimperialistischen“
NationalistInnen und die KommunistInnen ihre wichtigsten Verbündeten und
damit einiges an Einfluss und Ressourcen.

Innerhalb weniger Jahrzehnte wuchs der Einfluss der neuen Imperialmacht
USA auf den mittleren Osten enorm an. Zahlreiche arabische Regierungen
wurden gestürzt und die militärische Einnahme ganzer Staaten begann.

Seit  der Invasion des Westen im Irak und in Afghanistan und der damit
verbundenen Neuordnung des Nahen und Mittleren Ostens sowie der Krise
von 2007 ist ein massiver Anstieg vom Einfluss der politischen Islams zu
beobachten.

Bereits  im  Kampf  gegen  die  Sowjetunion  wurden  Jihadisten  z.B.  in
Afghanistan von den USA ausgerüstet und ausgebaut und gerieten später
außer Kontrolle.

Der Islamismus stellt eine Rückbesinnung auf den frühen Islam dar, ist strikt
gegen jede Trennung von Staat und Kirche und für das Einsetzen religiösen
Rechts.  Seine Ursprünge liegen im 19/20.  Jh.,  als  sich die  muslimischen
Reiche auflösten.  Der Wahabismus (wortwörtliche Auslegung des Korans)
wurde am Anfang des 19.Jahrhunderts staatstragende Ideologie in Saudi-



Arabien.

Mit  der  Kolonialisierung  der  arabischen  Welt  begann  neben  nationaler
Unterdrückung und ökonomischer Ausbeutung auch die „Verwestlichung“,
also die Modernisierung und Säkularisierung – die Trennung von Staat und
Religion – dieser Region.

1928 und 1941 wurden in den britischen Kolonien Ägypten und Indien die
islamistischen  Organisationen  Muslimbruderschaft  und  Jaamat-e-Islamii
gegründet, die alles mit der westlichen Kultur Verbundenes ablehnten. Über
den  Aufstand  gegen  Israel  radikalisierten   sich  die  Muslimbrüder  und
gewannen  Erfahrungen  im  Kampf.  Nach  der  Niederlage  Ägyptens  1948
wurden  sie  verboten  und  unterstützten  Nasser,  der  sie  später  ebenfalls
verbot. Die Muslimbrüder stellten auch das Dogma auf, dass jede weltliche
Macht gegen den Islam sei und forderten die „Umma“ (Gemeinschaft der
Muslime)  anstelle  weltlicher  Staaten.  Daraus  resultierten  auch  die
Forderungen  nach  Dschihad  und  Scharia.

Der  islamistische  Fundamentalismus  stützt  sich  auf  die  klerikale  Ulema-
Kaste, eine kleinbürgerliche Klasse aus der die Immane hervorgehen und
unterdrückt  –   wenn  er  an  der  Macht  ist  –  alles  „antiislamische“,  also
Demokratie,  Selbstbestimmung  der  Frau  und  die  Arbeiterbewegung.  Im
Angesicht kolonialer Fremdherrschaft und militärischer Invasionen gelingt es
den Islamisten auch heute noch sich ein antiimperialistisches Gewand zu
geben. Die erzreaktionäre Herrschaft eines klerikalen Regimes verschleiert
die Herrschaft des Kapitals und unterdrückt besonders die Arbeiter_Innen
und  Bäuer_Innen.  Uns  als  MarxistInnen  ist  aber  bewusst,  dass  weder
Nationalismus  noch  religiöser  Fanatismus  einen  Weg  zur  Befreiung  der
Arbeiter_Innen und Unterdrückten darstellt. Nur der Sozialismus bietet eine
Alternative zu allen Übeln, die nicht aus dieser oder jener Religion oder
Kultur, sondern aus dem Kapitalismus resultieren!

Der Islamismus hat in großen Teilen der Welt progressivere Strömungen im
Kampf gegen den Imperialismus verdrängt und hat massiven Einfluss in den
von Armut und US-Intervention gebeutelten Staaten wie Palästina, dem Irak,
dem Iran oder Pakistan. Das macht es für Revolutionär_Innen wie uns noch



wichtiger eine politische Analyse von ihm zu haben und den ausgebeuteten in
seiner Einflusssphäre einen anderen Weg aufzuzeigen.

Islamistische Organisationen in Deutschland

Pierre  Voge l  –  Der  wohl
bekannteste  Sa la f i s t  in
Deutschland.

Die  islamistische  Szene  wird  hier  in  Deutschland  vor  allem  durch  eine
Gruppe  dominiert:  Die  Salafisten.  „Aushängeschilder“  der  salafistischen
Szene sind besonders  die  Konvertirten  Pierre  Vogel  und Sven Lau (Abu
Adam). Viele der Anhänger des Salafismus sind junge Menschen, oft  aus
prekären Verhältnissen. Hier in Deutschland arbeiten die Salafisten vor allem
mit Da’wa, der Missionierung. Viele von uns werden bestimmt schon einmal
Plakate oder Ständen der „LIES“ Kampagne gesehen haben, bei der Korane
verteilt  werden. Organisiert und finanziert wird diese Kampagne von der
Organisation „Die wahre Religion“ zu deren führenden Köpfen Ibrahim-Abou-
Nagie  gehört,  ein  bekennender  Salafist.  Die  jugendlichen  Männer  die
Veranstaltungen von DWR besuchen oder im Rahmen der „LIES“ Kampagne
Korane verteilen sind sich oft gar nicht bewusst, dass sie einer islamistischen
Organisation aufgesessen sind. Vielmehr haben sie etwas gefunden, dass sie
als rassistisch und ökonomisch Benachteiligte im Kapitalismus nicht finden,
nämlich eine Perspektive.

Wer mit antimuslimschem Rassismus tagtäglich konfrontiert wird, für den
klingen  die  Märchen  vom  heiligen  Krieg  zwischen  Muslimen  und
Ungläubigen  gleich  viel  einleuchtender.

Und wer zudem noch wie viele Salafisten aus prekären Verhältnissen kommt
hat  auch  keine  Angst  s ich  irgendwelche  nicht  vorhandenen
Karrieremöglichkeiten zu verbauen und ist möglicherweise sowieso auf der
Suche nach einer Alternative zu Arbeitslosigkeit und Ausbeutung und glaubt
diese im Islamismus gefunden zu haben. Doch diese Alternative bietet nur
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der Sozialismus, alles andere ist Quark!

Gegen Islamismus!

Gegen die imperialistische Ausbeutung der arabischen Welt!

Gegen  antimuslimischen  Rassismus  –  Kampf  den  Rassisten  der
PEGIDA,  KAGIDA,…-Bewegung!

Für eine sozialistische Alternative zu Imperialismus und Islamismus!

In
Rojava  kämpfen  die  kurdischen  KämpferInnen  gegen  eine  der
brutalsten  Formen  des  Islamismus,  die  Terrorbande  des  IS).
Unterstützt diesen Kampf! Spendet für die Kampagne „Solidarität mit
Rojava  –  Waffen  für  die  YPG  /  YPJ!“,  mehr  Informationen  auf
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/solidaritaet-mit-rojava
-widerstand-braucht-waffen-sieg-der-ypgypj/

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

Nationalsozialismus  =
Nationaler Sozialismus?
Manchmal kommt es vor, wenn man sich in der Öffentlichkeit als Sozialist_In
outet, dass man so abstruse Sätze wie: „Sozialismus? Das wollten die Nazis
doch auch, nur halt national, oder so…“ zu hören bekommt. Und wenn man
sich ausgewählte Parolen von damals oder von den heutigen Faschist_innen
anschaut, könnte auf den ersten Blick durchaus dieser Eindruck entstehen.
Die NPD stellt sich gerne als antikapitalistische, gegen das korrupte System
gerichtete  Kraft  dar,  die  NSDAP  hatte  Parolen  gegen  das  (natürlich
jüdische/ausländische)  Finanzkapital.  Könnte es also stimmen,  dass Nazis
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den Sozialismus wollen, nur halt national?

Die Antwort hierauf muss immer ein klares Nein! sein. Um das zu verstehen,
sollte man sich zuerst einmal anschauen, was der Faschismus überhaupt ist,
wessen und welche Interessen hinter ihm stehen.

Der  Faschismus  als  Bewegung  entsteht  dort,  wo  die  Gesellschaft  durch
soziale  und  ökonomische  Krisen  erschüttert  wird.  Am  Anfang  des  20.
Jahrhunderts kam es in Deutschland durch die Ausweitung der industriellen
Produktionssphäre sowie der Ausweitung des Kapitalismus an sich, zu einer
Verarmung  des  Kleinbürgertums  und  der  Bauern.  Diese  verunsicherten
Schichten wollten ihre Privilegien gegenüber dem anwachsenden Proletariat
und ihren Lebensstandard nicht aufgeben. Deshalb waren sie auf der Suche
nach Antworten auf ihre Probleme, fündig wurden sie bei der faschistischen
Bewegung. Obwohl diese mit ihren hohlen antikapitalistischen Phrasen nur
vom  eigentlichen  Klassenwiderspruch  ablenken  wollte,  konnten  die
Faschist_Innen  große  Teile  der  Mittelschichten  für  sich  gewinnen.

NS-Boykott gegen jüdische Geschäfte

Sie appellierten an die „germanische Rasse“, versprachen die Ausschaltung
der jüdischen Konkurrenz und lieferten so einen Sündenbock, mit welchem
schon  im Mittelalter  die  Menschen  gut  von  den  eigentlichen  Problemen
abgelenkt  werden konnten.  Trotzki  schrieb  1933 in  seinem „Porträt  des
Nationalsozialismus“:

„Der deutsche wie der italienische Faschismus stiegen zur Macht über den
Rücken  des  Kleinbürgertums,  das  sie  zu  einem  Rammbock  gegen  die
Arbeiterklasse und die  Einrichtungen der  Demokratie  zusammenpressten.
Aber  der  Faschismus,  einmal  an  der  Macht,  ist  alles  andere  als  eine
Regierung des Kleinbürgertums.  … Die Mittelklassen sind nicht  fähig zu
selbständiger Politik. … Dem Faschismus gelang es, sie in den Dienst des
Kapitals zu stellen. … Die gewaltsame Zusammenfassung aller Kräfte und
Mittel des Volkes im Interesse des Imperialismus – die wahre geschichtliche
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Sendung der faschistischen Diktatur …“

In einer Krise steigt nämlich nicht nur die soziale Unsicherheit, die Angst vor
dem Abstieg oder schlicht der Armut, sondern auch die Wahrscheinlichkeit
für soziale Unruhen, Aufstände und Revolutionen. Das Proletariat in Europa
begann  sich  gegen  die  Bourgeoisie  zu  erheben,  der  Faschismus  war
sozusagen die letzte Rettung des Kapitals und half die Organisationen, wie
Gewerkschaften und Parteien, der Arbeiterklasse zu unterdrücken und zu
zerschlagen. Trotz Parolen gegen das Finanzkapital, wollten die Nazis nichts
an den Eigentumsverhältnissen verändern, der Faschismus war und ist eine
reaktionäre Bewegung.

Ö f f e n t l i c h e  V e r b r e n n u n g  d e r
Gewerkschaftsfahnen

Das Besitzbürgertum, allen voran die Großindustrie und das Finanzkapital,
sahen in Hitler und den „Nationalsozialisten“ einen willfährigen Helfer der
ihre Profitbestrebung gegenüber der Arbeiterklasse verteidigen sollte. Als
eine der ersten politischen Aktionen nach der Machtergreifung,  fand die
Zerschlagung  des  gesamten  Gewerkschaftsapparates  statt,  der
Interessenvertretung der  Arbeiterschaft,  sowie der  Beschlagnahmung des
vollständigen Vermögens der Gewerkschaften. Die führenden Personen und
viele  der  Mitglieder  wurden  eingesperrt,  gefoltert  und  ermordet.  Die
verbliebenen wurden genötigt in die faschistische Dachorganisation NSBO
einzutreten.  Das geraubte Geld wurde in großen Teilen zum Aufbau der
Volkswagenwerke genutzt.

Ein zentraler Punkt der Betrachtung des Nationalsozialismus ist, dass das
Eigentum der Unternehmerschaft unangetastet blieb. Wer sich den Plänen
der Nationalsozialisten fügte, konnte sich weiterhin, sogar durch den Einsatz
von  Zwangsarbeiter_Innen,  an  der  Arbeiterklasse  bereichern.  Die
herrschende  Klasse  blieb  in  ihrer  Macht-  und  Vermögensstellung
unangetastet, es kam folglich zu keiner Aufhebung der Klassengegensätze.
Auch sind weder im alltäglichen Leben noch in den Betrieben demokratische
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Basisstrukturen der Massen vorgesehen.

Im Sozialismus wird durch die Auflösung der Klassen auf eine klassenlose
Gesellschaft  (auch  bekannt  als  Kommunismus)  hingearbeitet  –  dafür
essentiell sind unter anderem die Räteherrschaft der Bevölkerung sowie ein
langsam absterbender Staatsapparat. Die systematische Unterdrückung der
Organe  der  Arbeiterklasse  sowie  der  Aufbau  einer  repressiven  Diktatur,
welche auf industrielle Weise Juden, Sinti, Roma, politische Oppositionelle
und  andere  „nicht  lebenswerte“  Menschen  vernichtet,  hat  nichts  mit
Sozialismus zu tun. Genauso wenig wie Kriege gegen andere Nationen auf
Grund einer rassistischen Ideologie, dem Gieren nach mehr „Lebensraum“
für  eine  konstruierte  „Herrenrasse“,  etwas  mit  Internationalismus  und
Solidarität  zu  tun  haben.

Da im Kapitalismus immer wieder Krisen entstehen, ist es wahrscheinlich,
dass es auch immer wieder ein Anwachsen faschistischer Strömungen und
Bewegungen geben wird. Ein deutliches Beispiel hierfür liefern die aktuellen
Zustände in der Ukraine. Der Kampf gegen den Faschismus muss daher mit
dem Kampf gegen das kapitalistische System verknüpft werden.

Antifa heißt Klassenkampf!

Ein Artikel von Felix Ernst, REVOLUTION Leipzig

 

Ihr  sprecht  von
Wirtschaftswunder-  Wir
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sprechen von Wirtschaftskrise!
Eine der zentralen Fragen unseres Lebens, ist die der ökonomischen Zukunft. Dabei spreche

ich nicht etwa von der Zukunft der Wirtschaft, sondern von der eines Menschen, der sich auf

den  Arbeitsmarkt  vorbereitet.  Schauen  wir  uns  um  und  sehen  wir  die  gestiegen

Studierendenzahlen, die gestiegen Weiterbildungen und die Jugendarbeitslosigkeit in Europa,

dann stehen wir vor einem großen Fragezeichen: Wie lässt sich ein Leben in diesem System

noch gestalten?

 

Die  Wirtschaftskrise,  die  2007  ihren  Anfang  nahm  öffnete  noch  dem  Letzten  die  Augen:  Die

Versprechungen von Politik und Wirtschaft können innerhalb von Stunden zu Asche zerfallen. Was hat

sich seitdem getan? Betrachten wir kurz den Auslöser der Krise und behalten dabei die Aussage Simon

Johnson, Wirtschaftsprofessor des MIT in Boston, im Hinterkopf: „Mit Blick auf die nächsten fünf Jahre

müssen wir davon ausgehen, dass sich eine ähnliche Katastrophe, möglicherweise eine schlimmere

ereignen wird.“

 

Der Finanzmarkt funktioniert nicht mehr nach dem klassischen „Sparer leihen Geld an Banken gegen

Zinsen – Banken leihen Geld an Unternehmen gegen Zinsen“-Prinzip. Heute sind Banken lediglich die

Vermittler zwischen den Unternehmen und den sogenannten Schattenbanken. Diese Schattenbanken

sind keine Banken im eigentlichen Sinne,  da sie zwar ähnliche Geschäfte abwickeln,  jedoch keine

Banklizenz besitzen.

 

Heute läuft der Finanzmarkt vermehrt nach dem Repo-Prinzip (Repurchase agreement): Sparer leihen

ihr Geld gegen Zinsen an Schattenbanken. Die Banken leihen dieses Geld und geben es weiter an die

sogenannte Realwirtschaft:  Fabriken,  Rohstoffabbau,  Transportunternehmen,  Energieproduktion etc.

Die Sparer erhalten Zinsen, die Schattenbanken erhalten Wertpapiere und die Banken erheben Zinsen

von den Unternehmen. Die Wertpapiere dienen als Sicherheit und sollen später Rückgekauft werden,

aus Sicherheitsgründen wurde diese Menge begrenzt. Die Banken gaben daraufhin die relativ stabilen

Hypotheken als weitere Sicherheit aus. Mit dem folgenden Geld wurden neue Hypotheken vergeben und

der Kreislauf war geschlossen.
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Wirtschaft ohne Substanz

Bis zum Platzen der Immobilienblase 2007 stellte dieses System eine wahre Gelddruckmaschine dar –

Nur das es für die gehandelten Werte keinen realen Gegenwert mehr gab. Die Schattenbanken gerieten

ins  Straucheln  und  wollten  Geld  sehen,  die  Banken  verkauften  hastig  Wertpapiere,  Anleihen  und

Hypotheken: Die Preise fielen, das Kartenhaus brach zusammen und mit ihm das erste große Opfer, die

Investmentbank Lehman Brothers.

 

Die Politik verkündete daraufhin in heller Panik den Finanzmarkt radikal umgestalten zu wollen. Aus

heutiger Sicht betrachtet, eine offensichtliche Lüge. Zum damaligen Zeitpunkt bereits eine absehbare

Lüge. Auf dem G20-Gipfel in London 2009 wurde beschlossen, die internationale Finanzmarktaufsicht

umzustrukturieren,  mehr  Eigenkapitalrücklagen  der  Banken  zu  verlangen  und  den  Handel  mit

Hedgefonds  stärker  zu  überwachen.  Laut  einer  Studie  der  Hans-Böckler-Stiftung  wurden  diese

Veränderung zwar  weitgehend eingehalten,  der  versprochene Radikalumbau fand jedoch nie  statt,

Peanuts also.

 

Aus  kapitalistischer  Sicht  schaffte  man  keine  Aufhebung  des  wachsenden  Ungleichgewichts  der

Einkommensverteilung,  kein  Ausgleich  des  Ungleichgewichts  der  Volkswirtschaften  und  keine

Eindämmung  von  spekulativen  Geschäften.

Die Arbeitsgemeinschaft der amerikanischen Notenbänker löste sich 2012 auf, ohne Ergebnisse, nur mit

Empfehlungen.  Die  Abwicklung  des  Repo-Geschäfts  belief  sich  vor  der  Krise  auf  59%  aller

Bankverbindlichkeiten, heute sind es 52%. Laut einer Rechnung der Bank für Zahlungsausgleich (BIZ) in

Basel, einer Notenbank für Notenbanken, sollen die Schattenbanken Ende 2012 über 71 Billionen Dollar

verfügt haben. Dazu kommt, der ganze Repo-Handel der Wallstreet läuft über zwei Banken, JPMorgan

Chase  und  die  Bank  of  New  York  Mellon.  Kann  eine  der  zahlreichen  beteiligten  Banken  die

Wertpapiereinlagen  nicht  abdecken,  haftet  automatische  eine  der  beiden  Abwicklungsbanken.  Ein

höchst fragiles Konstrukt also.

Tausende  demonstrieren  gegen  die  Sparpolitik  der  Regierungen  in
Spanien,  Italien,  Griechenland,  usw.
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»Das Finanzsystem ist heute nicht sicherer als vor Lehman. Die Situation ist sogar schlimmer« Didier

Sornette, Risiko-Forscher der ETH Zürich.

 

In Europa sind 25 der 130 Banken durch den Stresstest gefallen, das heißt ihre Kapitaleinlagen sind

geringer  als  durch  den  G20-Gipfel  vorgeschrieben.  Dabei  sind  70%  der  Banken  „nicht  zu  einer

volkswirtschaftlich angemessenen Kreditvergabe in der Lage“ (Tagesschau). Die Geschäfte der Banken

boomen dennoch. Alleine Barclays schüttet 2014 fast 3 Milliarden an Bonis aus. Die Zahl der Millionäre

stieg nach der Krise um 17 %, somit schneller als das BIP. Die Armutsrate in Europa wuchs dabei auf 27

%, also fast jede vierte Person.

 

Dieser  Artikel  soll  nun nicht  den Glauben erwecken,  ein  besser  regulierter  Finanzmarkt  wäre die

Lösung. Nach wie vor ist  der Kapitalismus auf Ausbeutung und Entrechtung aufgebaut.  Er schafft

Überproduktionskrisen, transferiert Reichtum zur besitzenden Klasse und beutet ganze Kontinente aus.

Das Wesen des Kapitalismus ist die Bereicherung weniger auf Kosten aller. Diese Eigenschaft durch

Regeln abzuschaffen, würde heißen den Kapitalismus abzuschaffen.

 

 

Das Märchen vom großen Aufschwung

 

Der IWF prognostiziert für Europa 2014 ein Wirtschaftswachstum von 0,8 %, für Frankreich lediglich

0,4 % und Italien gar eine negativ Entwicklung. Man warnt wieder ausdrücklich vor einer neuerlichen

Krise. Die Empfehlung lautet Geldausgeben. Zwar ist Deutschland noch auf Erfolgskurs, doch selbst die

Bundesregierung schraubt ihre BIP-Prognose auf 1,2 % herunter. Optimistisch, da deutsche Firmen

jüngst ihre Produktion so drastisch wie seit 2009 nicht mehr gedrosselt haben.

Zeltstadt vor Sacramento, vom Aufschwung keine Spur!

Rosig sieht die Zukunft bei weitem nichts aus. Direkte Nachwirkung der Wirtschaftskrise ist immenser
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Verfall  der  Einkommenshöhe,  vor  allem  in  den  südeuropäischen  Ländern.  Sozialsystem  wurden

zerschlagen und Tarifrechte aufgebrochen, in den meisten der 28 EU-Länder verschlechterte sich der

Zugang zu Bildung und Gesundheit, teilweise massiv. Wir sind heute Teil eines Heeres von jungen

Menschen auf der Suche nach einer Zukunft.  Unsere AltersgenossInnen in Spanien sind mit einer

Jugendarbeitslosigkeit von 55,5 % konfrontiert, in Griechenland sind es um die 60 %.

 

Für die Wirtschaftsinteressen stellen wir lediglich Arbeitskräfte dar, welche in Konkurrenz zueinander

stehen und bestmöglich ausgebeutet werden sollen. Eine Studie der Unternehmensberatung McKinsey

sagt aus, Jugendliche seien selbst schuld an ihrer Arbeitslosigkeit. Sie besäßen nicht genug Fähigkeiten

um auf  dem Arbeitsmarkt  zu  bestehen.  Laut  McKinsey  sieht  jede  dritte  Firma,  vor  allem in  den

Krisenländern, das Problem in der Unfähigkeit der Jugendlichen. Man verlangt nach Strukturreformen,

einem Absenken der Arbeitskosten um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, wirtschaftliche Dynamik

und offene Arbeitsmärkte. Die Wirtschaft verlangt nach willfährigen Arbeitskräften zu jeder Bedingung,

an jedem Ort.

 

Die wirtschaftliche Entwicklung die uns das Kapital aufzeigt, bedeutet für

uns Ausbeutung und Entrechtung. Während das Einkommen der herrschenden Klasse beständig wächst,

verarmt der allergrößte Teil der Menschen über die ganze Welt hinweg. Eine Zukunft in diesem System

für uns als Klasse ist ausgeschlossen. Je weiter wir von den führenden Wirtschaftsnationen weggehen,

desto dramatischer sind die Perspektiven.  Der Kapitalismus stellt  den verworrensten und größten,

jemals geschaffenen Ausbeutungsapparat der Welt dar. Unsere Zukunft kann nur in der Zerschlagung

der Macht des Kapitals und der Aushebelung der Politik, die diese Macht stützt, liegen.

 

 

Warren E. Buffet stellte zutreffend fest: „Es herrscht Klassenkampf, richtig, aber es ist meine Klasse, die

Klasse der Reichen, die Krieg führt,  und wir gewinnen“. Wir brauchen deshalb eine internationale

organisierte,  klassenkämpferische Jugend,  um diesen Krieg für  uns zu gewinnen:  Wir  müssen nur

anfangen zurückzuschlagen!

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/11/Polizei-wird-zurückgeschlagen-Griechenland.jpg


What  goes  around  comes  around.  Jugendliche
Arbeiter*innen  widersetzen  sich  der  Polizei  in
Griechenland

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Bericht  zur  Kurdistan
Demonstration  in  Kassel  am
vergangenem  Samstag,
18.10.2014
Unter dem Motto „Der kurdische Widerstand – Zwischen IS Terror, Embargo
und  ausländischer  Intervention“  rief  die  Neue  antikapitalistische
Organisation  (NaO)  gemeinsam  mit  dem  Verband  der  Studierenden  aus
Kurdistan (YXK) und der kurdischen Gesellschaft Kassel am vergangenem
Samstag zur Demonstration auf. Als Teil der NaO waren auch wir von der
Jugendorganisation  REVOLUTION  an  der  Planung,  Mobilisierung  und
Durchführung  der  Demonstration  beteiligt.

Bereits am vorangegangenem Donnerstag organisierten wir gemeinsam mit
unseren kurdischen Genoss_Innen eine Info- und Diskussionsveranstaltung
zum  Widerstand  gegen  den  IS  in  Rojava/Kobane,  welche  Teil  unserer
Mobilisierung war. Diese Veranstaltung war schon ein großer Erfolg und
zeigte mit seinen über 70 Besucher_Innen, wie groß das Interesse an der
Thematik  ist  und  die  Diskussion  am  Ende  wie  viele  Menschen  aktiv
Solidarität leisten möchten.

Unserem relativ kurzfristigen Aufruf, auf die Straße zu gehen, Solidarität mit
dem kurdischen Widerstand zu bekunden und Öffentlichkeit  zu  schaffen,
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folgten dann am Samstag weit mehr als 500 Menschen. So ziemlich jede linke
Gruppe in Kassel schloss sich unserem Protest an; wir von REVOLUTION
waren mit ca 10 GenossInnen, vielen Fahnen und Transparenten vertreten
und  vor  allem  unsere  kurdischen  Genoss_Innen  hatten  kräftig  Leute
mobilisiert.  Viele  jüngere  AktivistInnen  und  viele  kämpferische  Frauen
beteiligten  sich  an  der  Demonstration.

Unterstützung gab es auch aus anderen Städten, darunter Fulda, Göttingen,
Frankfurt  und  Dortmund.  So  liefen  wir  um  15  Uhr  lautstark  und
hochmotiviert  mit Transparenten und Fahnen bei bestem Wetter von der
Hauptpost los.

Während  wir  durch  die  Innenstadt  zogen  forderten  die  Massen  in
Sprechchören internationale Solidarität,  eine Aufhebung des PKK-Verbots,
die  Freiheit  für  Abdullah  Öcalan  und  alle  politischen  Gefangenen  und
Unterstützung für die YPG/YPJ. Ebenso wurde die Politik Erdogans, welcher
den IS unterstützt und Kurd_Innen nicht nach Kobane zum Kämpfen lässt,
verurteilt.

Auf  der  Hälfte  der  Strecke  wurde  nach  einem  Redebeitrag  eine
Schweigeminute für die gefallenen Held_Innen von Kobane eingelegt,

die  den barbarischen Horden des  IS  seit  Wochen in  zahlenmäßiger  und
waffentechnischer Unterlegenheit tapferen Widerstand leisteten.

Die  zahlreichen  Passant_Innen  beobachteten  den  Demonstrationszug
interessiert,  nicht  wenige  schlossen  sich  spontan  an.

Auf der Abschlusskundgebung auf dem Königsplatz wurde gesungen, getanzt
und es gab eine Reihe von Redebeiträgen, welche die Fortschrittlichkeit des
kurdischen  Projektes  in  Sachen  Frauenbefreiung,  Basisdemokratie  und
Einbindung aller kultureller und ethnischer Gruppen in den Vordergrund
rückten. Ebenso wurde der westliche Imperialismus und seine rein profit-
und geostrategischorientierten Interessen in der Region scharf angegriffen.

Auch  wir  haben  einen  Redebeitrag  geliefert,  den  wir  nun  im  Wortlaut
zitieren:
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„Hal lo,  ich  bin  Lars  von  der  unabhängigen  internationalen
Jugendorganisation  REVOLUTION.

Wir von REVOLUTION unterstützen den Befreiungskampf der Kurd_Innen in
Kobanê  und  überall  sonst!  Es  ist  wichtig  diesen  Kampf  auch  auf  die
deutschen Straßen zu tragen,  denn der  deutsche Staat  trägt  eine große
Mitschuld an der Unterdrückung der Kurd_Innen.

Tagtäglich  setzt  die  Türkei  als  größter  Empfänger  deutscher
Rüstungsexporte die Unterdrückung der Kurd_Innen auch mit Waffen aus
Deutschland durch! Auch die Ausbildung türkischer Soldat_Innen wird von
Deutschland unterstützt.

Es  hat  schon  fast  Tradition,  dass  Kurd_Innen  durch  die  deutsche
Rüstungsindustrie sterben: In den 1980er Jahren tötet das irakische Hussein-
Regime  tausende  widerständige  Kurd_Innen  mit  Giftgas,  welches  aus
irakischen  Fabriken  kam,  die  mit  deutscher  Hilfe  aufgebaut  wurden.

Auch am Aufkommen des IS trägt Deutschland als NATO-Verbündeter der
USA Mitschuld: Die USA haben mit ihrer Nahost Politik seit  den 1970er
Jahren die Situation dort immer weiter verschärft. Sie haben die Dschihad –
Gruppen in Afghanistan gegen die Sowjetunion aufgebaut, Hussein gegen
den Iran bewaffnet und dann beseitigt, sunnitische und schiitische Gruppen
gegeneinander ausgespielt. Das Resultat dieser Politik ist der IS. Dieser USA
stand die BRD stets als Partner zur Seite, wenn nicht militärisch, dann doch
mindestens wirtschaftlich!

Jetzt  nutzt  der  Westen den Vormarsch des  IS als  Vorwand um sich
militärisch  im Nahen Osten  zu  verankern  und  sich  so  den  Großteil  des
weltweit bekannten Ölvorkommens zu sichern. Deswegen galten die ersten
Luftangriffe Erdölanlagen des IS und nicht den IS – Stellungen vor Kobanê.

Für uns ist der Kampf gegen den IS deshalb klar ein antiimperialistischer
und antifaschistischer!

Das auch Deutschland kein befreites Kurdistan will, zeigt die Tatsache, das
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die  PKK,  mit  die  einzige  Kraft,  die  den  IS  effektiv  bekämpft,  weiterhin
verboten ist. Für uns ist das nicht hinnehmbar!

Die Mitschuld Deutschlands am Elend der Kurd_Innen und der gesamten
Region  zeigt  klar  die  Notwendigkeit  von  internationaler  Solidarität!
Deswegen  haben  wir  von  REVOLUTION  als  Teil  der  NaO  eine
Spendenkampagne zur Unterstützung der YPG / YPJ eingeleitet. Innerhalb
von  gut  3  Wochen  sind  schon  30.000  Euro  an  die  kurdischen
Selbstverteidigungskräfte gegangen. Mittlerweile gibt es aus ganz Europa
Zuspruch für die Kampagne und wir rufen auch weiterhin zur Unterstützung
der Spendensammlung auf!

Die  Frage,  ob  man  den  Kampf  der  Kurd_Innen  in  Rojava  mit  Waffen
unterstützen soll, beantworten wir also klar mit Ja!, denn das ganze ist eine
Frage zwischen einem Kobanê unter dem IS und einem Kobanê, was einen
der freisten Ort des gesamten Nahen Osten darstellt.

Für  uns  ist  mittelfristig  deshalb  auch  die  Frage  nach  dem Aufbau  von
revolutionär-sozialistischen Parteien im Nahen Osten unumgänglich,  denn
nur so wird letztlich ein dauerhafter Frieden und ein freier Naher Osten
erreicht werden können, da sich die Region nur so vom Imperialismus, der
Ursache der dortigen Kriege, unabhängig machen kann.

Das heißt auch den Barzani-Clan zu kritisieren, der sich bereits im Irakkrieg
2003 zum Handlanger des Imperialismus machte.

Aktuell fordern wir vom deutschen Staat:

Die Aufhebung des Verbotes der PKK und damit die Freiheit für alle
politischen Gefangenen!
Den  Stopp  aller  Rüstungsexporte  an  Unterdrückerstaaten  und
imperiale Handlanger!
Massive  Unterstützung  der  YPG  /  YPJ  ohne  irgendwelche
imperialistischen Bedingungen!
Die Anerkennung Rojavas!
Den gänzlichen Abzug der Bundeswehr aus dem Nahen Osten und
der ganzen Welt!



Das fordern wir natürlich auch von allen anderen Imperialstaaten.

Die  Bewegung  muss  den  Kampf  der  letzten  Wochen  fortführen  und  die
öffentliche Aufmerksamkeit weiter auf sich und den kurdischen Kampf ziehen
– das tun wir auch heute hier in Kassel!

Für ein einiges, freies, säkulares und unabhängiges Kurdistan!

Bijî Berxwedana Kobanê!“

Ein Bericht von Lukas Müller, REVOLUTION Kassel


